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Kurzfassung

1. Der vorliegende Bericht beschäftigt sich schwerpunktmäßig mit den Umstrukturie-
rungen im ukrainischen Unternehmenssektor sowie der Entwicklung des Arbeits-
marktes. Wie viele Querschnittsuntersuchungen belegen, spielen für einen erfolgrei-
chen Übergang auf einen Wachstumspfad im Rahmen der Transformation vor allem
strukturelle Reformen eine entscheidende Rolle. Die typischen Stabilisierungspro-
gramme für Transformationsländer legen zwar den Schwerpunkt auf makroökono-
mische Größen wie die Geldmengensteuerung und Reduzierung der Budgetdefizite.
Sie beinhalten jedoch stets auch strukturelle Komponenten, die die Betriebe zu einer
aktiven Restrukturierung zwingen sollen und damit auf die Angebotsseite wirken.
Dazu gehört auch der Abbau der aus der Planwirtschaft ererbten Überbeschäftigung
(labour hoarding). Es ist letztlich diese fehlgeschlagene parallele Absicherung und
Fundierung einer restriktiven makroökonomischen Stabilisierungspolitik durch mi-
kroökonomische Anreize und strukturelle Reformen, die dem anhaltenden Abwärts-
trend der ukrainischen Wirtschaftsentwicklung zugrunde liegt und keine aktive Re-
strukturierung der Unternehmen initiierte.

Die wirtschaftliche Entwicklung 1998/98

2. Die wirtschaftliche Entwicklung der Ukraine stand 1998/99 im Zeichen der Zuspit-
zung der Finanz- und Verschuldungskrise. Die wachsende Belastung durch den
Schuldendienst scheint 1999 offensichtlich das wirtschaftlich tragbare Maß über-
schritten zu haben. Bei einer Fortsetzung der weichen Fiskalpolitik und einer weite-
ren Verschleppung struktureller Reformen droht der finanzielle Zusammenbruch.

3. Die Bruttoauslandsverschuldung erreichte zum 1.7.1999 12,4 Mrd. US$. Die Schul-
dendienstquote (Schuldendienst im Verhältnis zu den Exporten) stieg von 6,6%
1996 auf 12,5% 1998 und betrug im 1. Halbjahr 1999 bereits 15,3%. Für das Jahr
2000 ist angesichts der sehr hohen Zinszahlungen und Tilgungen bei rückläufigen
Exporten mit einem weiteren Anstieg auf schätzungsweise 19,0% zu rechnen. Das
Niveau der verfügbaren Devisenreserven der Nationalbank liegt bei 3 bis 4 Wo-
chenimporten und reicht für die Deckung der im Jahr 2000 anstehenden Rückzah-
lungen von insgesamt 3,0 Mrd. US$ (einschl. der Rückzahlungen an den IWF) bei
weitem nicht aus.

4. Die sich verschlechternde Außenposition der ukrainischen Wirtschaft führte zu ei-
nem kurzfristig sehr hohem Default-Risiko. Die im Jahre 2000 fällig werdenden
Auslandsschulden können ohne eine Restrukturierung (Umschuldung) nicht mehr
bedient werden. Einer Zahlungsunfähigkeit kann die Ukraine nur mit einer Reihe von
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außerordentlichen Maßnahmen wie z.B. der Verschiebung des Tilgungszeitpunktes
der Euro-Anleihen entgehen.

5. Die Zuspitzung der Finanz- und Verschuldungskrise in der Ukraine im Herbst 1998,
die Krise in Rußland sowie die ungünstigere Konjunktur auf den internationalen
Märkten führten zu einem drastischen Rückgang des ukrainischen Außenhandels.
Nach vorläufigen Angaben hat sich der bereits 1998 registrierte Einbruch der Ex-
porte im 1. Halbjahr 1999 mit -15,4% gegenüber der entsprechenden Vorjahresperi-
ode beschleunigt fortgesetzt. Da die Importe noch stärker sanken (-29,5% im
1. Halbjahr 1999 gegenüber dem 1. Halbjahr 1998), wies die Handelsbilanz einen
Überschuß von 602 Mio. US-$ auf. Die Leistungsbilanz schloß im 1.Halbjahr 1999
mit einem Überschuß von 443 Mio. US-$ (-1019 Mio. im 1. Halbjahr 1998).

6. Der Leistungsbilanzüberschuß trägt zwar vorerst zur Minderung des Zahlungsbilanz-
risikos und damit zur fristgemäßen Bedienung der Auslandsschulden bei. Die Dauer-
haftigkeit dieser Entwicklung erscheint aber angesichts der traditionellen Schwächen
des Exportsektors fraglich. Zu den wichtigen Risikofaktoren zählen dabei eine une-
lastische Abhängigkeit der Exportleistung von den Energieimporten, die hohen Gas-
schulden gegenüber Rußland sowie ein äußerst geringer Zufluß von ausländischen
Investitionen wegen der Unbeständigkeit der Rechtslage, Korruption und Bürokra-
tie.

7. Trotz einer kurzfristigen Beschleunigung unmittelbar nach der russischen Krise
konnte die Jahresinflationsrate (Konsumgüterpreise) 1998 mit 20% (Dezember auf
Dezember) durchaus in einem akzeptablen Rahmen gehalten werden. In den ersten
drei Quartalen erreichte die Inflationsrate 10,1% und lag damit noch unterhalb des
von der Regierung angestrebten Ziels.

8. Die Haushaltspolitik wurde zunehmend restriktiver. Das Defizit des konsolidierten
Haushaltes betrug 1998 2%, im 1. Halbjahr 1999 dann nur noch 0,8% des BIP. Be-
zieht man jedoch die nicht ausbezahlten Renten und Löhne des Staates (insgesamt
2,8 Mrd. Hrn. zum 1.9.1999) in die Bewertung des Haushaltsdefizits mit ein, so
steigt es um zwei bis drei Prozentpunkte. Geschwächt werden die Staatsfinanzen vor
allem durch das chronische Zurückbleiben Einnahmen hinter dem Plan sowie die
laufende Gewährung neuer Steuervergünstigungen.

9. Die krisenhafte Entwicklung im Finanzsektor griff 1998/99 erwartungsgemäß auf die
Realwirtschaft über. Nach einem Rückgang des BIP von 1,7% 1998 nahm die Wirt-
schaftsleistung im 1. Halbjahr 1999 nach offiziellen Angaben weiter um 3% im Ver-
gleich zum 1. Halbjahr 1998 ab. Vor dem Hintergrund strukturpolitischer Rück-
schläge und der drohenden Zahlungsunfähigkeit lassen sich auch für die absehbare
Zukunft keine Anzeichen eines nachhaltigen Wachstums erkennen.

10. Die Industrieproduktion zeigt nach dem Rückgang um 1,5% 1998 Anzeichen einer
Belebung. Nach dem Ergebnis der ersten neun Monate stieg sie um 2,3% gegenüber
der entsprechenden Vorjahresperiode. Dagegen setzte sich in der Landwirtschaft der
rückläufige Trend der Vorjahre fort, auch wenn sich die privaten ländlichen Wirt-
schaften erneut positiver entwickelten.
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11. Der im Vorjahr sich anbahnende positive Trend bei den Investitionen und den Ein-
kommen kehrte sich wieder um. Die Investitionen sanken im 1. Halbjahr 1999 um
12,3% gegenüber der Vorjahresperiode, die Reallöhne um 9,6%. Unter dem Druck
der kräftigen Hrywnja-Abwertung sank damit die reale Konsumnachfrage der Haus-
halte beträchtlich. Die Zahl der Arbeitslosen ist zum 1.9.1999 weiter auf 1,1 Mio.
Personen gestiegen.

12. Bei den wichtigsten strukturpolitischen Defiziten (die Überregulierung der Wirt-
schaft durch den Staat, die fehlende Transparenz und Unbeständigkeit des rechtli-
chen Rahmens und Korruption, das unterentwickelte System marktwirtschaftlicher
Institute) wurden im Vorfeld der Präsidentschaftswahlen im Herbst 1999 keine nen-
nenswerten Fortschritte erzielt. Trotz der Reformrückschläge wurde aber das EFF-
Programm nicht abgebrochen. Die Fortsetzung des Programms soll nun Ende No-
vember 1999 neu verhandelt werden. Ohne eine deutliche Beschleunigung der
Strukturreform ist aber nicht zu erwarten, daß die Mittel aus dem Programm weiter-
fließen.

Reallokation und Restrukturierung im ukrainischen Unternehmenssektor

13. Die Studie untersucht den Stand der Anpassungsprozesse im ukrainischen Unter-
nehmenssektor vor dem Hintergrund einer theoretischen Konzeption der Reallokati-
on und Restrukturierung. Reallokation meint neben Verschiebungen innerhalb der
sektoralen Wirtschaftsstruktur vor allem die Verlagerung von Ressourcen und Pro-
duktionskapazitäten aus dem Staatssektor in den privaten Bereich. Daneben spielt
ein zweiter Anpassungsmechanismus mit zunehmendem Fortschreiten der Realloka-
tion eine wichtige Rolle, nämlich die Restrukturierung der Unternehmen selbst.
Während die reaktive Restrukturierung erste Strukturanpassungen, insbesondere den
Abbau der Überbeschäftigung, einleitet, ist für die wirtschaftliche Erholung ent-
scheidend, wie schnell danach aktive Restrukturierungsprozesse eingeleitet werden.
Diese umfassen nicht nur die Änderung der Eigentumsstrukturen im Rahmen der
Privatisierung, sondern auch Veränderungen in der Struktur und Organisation der
Produktion.

14. Analog zu diesem Konzept wird im Zuge der Reallokation der staatliche Sektor an
Bedeutung verlieren und zunehmend Ressourcen für den expandierenden privaten
Sektor freisetzen. Dieser Prozeß der Verschiebung der Eigentumsstruktur zugunsten
des Privatsektors ist in den meisten Transformationsländern mehr oder weniger aus-
geprägt zu beobachten. In der Ukraine erreicht laut EBRD der Anteil des Privat-
sektors am BIP 1998 55%. Allerdings unterscheidet diese Angabe nicht eindeutig
zwischen privatisierten Unternehmen mit den verschiedensten Arten nichtstaatlichen
Eigentums und neu entstandenen Privatunternehmen.

15. Für den Reallokationsprozeß ist jedoch entscheidend, in welchem Umfang Ressour-
cen vom schrumpfenden Staatssektor in neue private Unternehmen bzw. durch die
Privatisierung entstehende Unternehmen fließen und in welchem Umfang dieser Pro-
zeß gefördert oder behindert wird. Der originär private kleinbetriebliche Sektor ist
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nicht nur unter Beschäftigungs- und Wachstumsaspekten von hoher Bedeutung,
sondern auch im Hinblick auf die Förderung des Wettbewerbs und des daraus resul-
tierenden Restrukturierungsdrucks auf staatliche Unternehmen. Die offiziellen An-
gaben zeigen, daß der Stellenwert der originär privaten Unternehmen in den meisten
Sektoren sehr gering ist, wobei ein Teil der ausgewiesenen Unternehmen zudem nie
operative Geschäfte aufnahm. Ein Großteil dieser Betriebe agiert in der Schatten-
wirtschaft. Lediglich in der Landwirtschaft entfällt ein nennenswerter Anteil der
Produktion auf den privaten Bereich, darunter zu einem erheblichen Teil auf die pri-
vaten Hoflandwirtschaften. In der Industrie ist zwar der Anteil der sogenannten kol-
lektiven Eigentumsformen, d.h. privatisierte bzw. entstaatlichte und in Aktiengesell-
schaften umgewandelte Unternehmen, deutlich gestiegen, originär private Unter-
nehmen spielen aber keine Rolle.

16. Verantwortlich für die geringe Entwicklungsdynamik im Unternehmensbereich sind
die unzureichenden Fortschritte bei der Liberalisierung bzw. Deregulierung. Die
Entwicklung eines originär privaten Sektors wird nach wie vor durch eine exzessive
Regulierung, ausufernde bürokratische Verfahren und Inspektionen durch zahlreiche
Behörden behindert. Auch bei der Regelung des Marktaustritts, der ebenfalls für die
Verlagerung der Ressourcen aus ineffizienten staatlichen Unternehmen in den pri-
vaten Sektor eine zentrale Rolle spielt, wurden noch keine entscheidenden Fort-
schritte erzielt. Zwar existieren inzwischen auch in der Ukraine entsprechende Re-
gelungen zum Konkurs- und Liquidationsverfahren, deren Umsetzung ist jedoch
noch nicht weit gediehen. Bislang wurde kein einziges mittleres oder großes Unter-
nehmen für bankrott erklärt, obwohl viele Unternehmen dieser Größenordnung
technisch insolvent sind.

17. Gegen den Markt bestehen können diese Unternehmen aufgrund einer - auch im
Vergleich mit anderen Transformationsstaaten - ausgedehnten Subventionspraxis.
Diese beinhaltet sowohl direkte Subventionen (Finanzhilfen und geldwerte Leistun-
gen) an verlustreiche Unternehmen zur Finanzierung ihrer laufenden Ausgaben als
auch indirekte Subventionen (Steueraufschub bzw. Steuerprivilegien und Steuerer-
laß, Vorzugskredite, Preissubventionen). Die Senkung der direkten im Staatshaus-
halt ausgewiesenen Subventionen wurde durch den Anstieg der indirekten Subven-
tionen kompensiert. Insgesamt erreichen die direkten und indirekten Subventionen
rund 20% des BIP.

18. Die umfangreichen Subventionen führen in der Konsequenz zu einer ineffizienten
Ressourcenallokation mit entsprechenden Wachstumseinbußen, da es sich fast aus-
schließlich um Erhaltungssubventionen für unproduktive Unternehmen insbesondere
im Bereich der Grundstoffindustrien und für die Landwirtschaft handelt. Gleichzeitig
zeigt diese Subventionen, daß in der Ukraine ein beträchtliches Potential für die Ver-
ringerung des Haushaltsdefizits und der steuerlichen Belastung vorhanden ist. Die
fehlende Transparenz des Subventionssystems, die an den vielen indirekten Subven-
tionen deutlich wird, fördert ihrerseits das weitere Anwachsen der Subventionen und
schafft günstige Voraussetzungen für Korruption und willkürliche Vergabe von Pri-
vilegien. Gleichzeitig wird damit der aufgeblähte Verwaltungs- und Ministerienappa-
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rat (einschließlich zahlreicher Staatlicher Komitees) am Leben erhalten, der zu einem
Gutteil mit der Vergabe und Verteilung von Subventionen befaßt ist.

19. Das System der Subventionen muß grundsätzlich reformiert und das Subventionsni-
veau gesenkt werden. Die Transparenz muß erheblich erhöht werden (etwa durch
die Vorlage und Diskussion eines regelmäßigen Subventionsberichts im Parlament)
und die Ursachen für das starke Ansteigen der indirekten Subventionen, hier vor al-
lem der wachsenden Steuerausfälle, beseitigt werden. Die zunehmenden Subventio-
nen stehen in engem Zusammenhang mit der Härtung der Budgetschranken für die
Firmen durch die Stabilisierungspolitik. Mit den „erzwungenen“ Subventionen wer-
den diese umgangen. Ein Indiz dafür ist die stark gesunkene Kreditvergabe der Ge-
schäftsbanken an Unternehmen. Zusammen mit den Liquiditätsproblemen im Unter-
nehmenssektor weichen viele Unternehmen daher auf die Nichtzahlung von Ver-
pflichtungen sowohl gegenüber anderen Unternehmen als auch gegenüber den
Staatshaushalt aus. Eine Rückführung der Steuerrückstände setzt voraus, daß der
Marktaustritt verlustreicher Unternehmen erzwungen und die Privatisierung ver-
stärkt wird. Voraussetzung dafür ist die Reform und Implementierung und Durch-
setzung eines praktikablen Konkursrechts. Gleichzeitig könnte durch eine Verbreite-
rung der Steuerbasis bzw. eine Härtung der Steuerrestriktion die hohe steuerliche
Belastung für alle Unternehmen reduziert werden. Soweit weiterhin Subventionen
vergeben werden, sollten diese transparent und befristet sein und an konkrete, über-
prüfbare Bedingungen geknüpft werden. Erhaltungssubventionen müssen auf ein
Mindestmaß gesenkt und im Idealfall beseitigt werden.

20. Die aktive Restrukturierung beinhaltet die Ausrichtung der Unternehmen auf neue
Märkte, die Entwicklung neuer Produktsortimente und Produktionslinien sowie die
Neuorganisation der Unternehmen und ist deshalb vor allem mit organisatorischen
Maßnahmen, Rationalisierung und Investitionen in neue Produktionstechnologien
verbunden. Nicht zuletzt deshalb setzt sie auch eine Änderung der Eigentumsstruk-
tur voraus, da den staatlichen Unternehmen das notwendige Eigenkapital fehlt und
ungeklärte Eigentumsverhältnisse sowie fehlende Sicherheiten Fremdfinanzierungen
erschweren. Finanzierungen über Kapitalerhöhungen sind bei staatlichem Eigentum
nahezu ausgeschlossen. Die Privatisierung als wichtiges Element einer aktiven Re-
strukturierung hat in der Ukraine, wie eine Unternehmensuntersuchung zeigt, bislang
allerdings nicht die erhoffte Auswirkung auf die Restrukturierung gebracht.

21. In der Studie konnten dafür vor allem zwei Gründe identifiziert werden. Zum einen
wird der Privatisierungsprozeß politisch blockiert, zum anderen hat die gewählte Art
der Privatisierung zu einer Dominanz der Insider in den privatisierten Betrieben ge-
führt. Insbesondere die Beschäftigten-Eigentümer in den privatisierten Unternehmen
befürchten eine Ausweitung der Kontrollmöglichkeiten von Outsidern und negative
Beschäftigungswirkungen bei einer konsequenten Restrukturierung. Gleichzeitig
führt die politische Blockade der Privatisierung sowie die mangelnde Attraktivität
vieler Unternehmen zu einer deutlichen Zurückhaltung außenstehender Investoren.
Schließlich behindern auch institutionelle Mängel, wie etwa die noch ungelöste Fra-
ge des Erwerbs von Grund und Boden sowie das Fehlen eines transparenten Sekun-
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därmarktes eine wirksame Unternehmenskontrolle durch außenstehende Anteilseig-
ner.

22. Diese Faktoren legen es nahe, zum einen den Blick verstärkt neben den rein forma-
len Änderungen der Eigentumsstrukturen auf die Bedeutung allgemein akzeptierter
Spielregeln für eine funktionierende Marktwirtschaft sowie die Stärkung marktwirt-
schaftlicher Institutionen für die mikroökonomische Umstrukturierung zu legen.
Zum anderen muß der massiven Konzentration der Eigentumsrechte bei Insidern als
einer zentralen Barriere für eine vorwärts gerichtete Restrukturierung der Unter-
nehmen entgegengewirkt werden. Die Studie plädiert daher für eine Erhöhung des
Kapitals in den privatisierten Unternehmen, um dann in der Folge die Anteile von In-
sidern durch den Verkauf der neuen Anteile an externe Investoren zu verringern.
Dies setzt entsprechende Rechte der Anteilseigner zum Kauf und Verkauf von An-
teilen auf den Sekundarmärkten voraus, die bisher erheblich beschränkt sind. Auch
die Anteile der Beschäftigten müssen frei handelbar und zumindest in der Über-
gangszeit nicht bei den Unternehmen selbst registriert sein, um einen Verkauf dieser
Anteil ohne Druck durch andere Beschäftigte oder des Managements zu ermögli-
chen. Zu denken ist dabei auch an eine Beschränkung von Bezugsrechten der Insi-
der-Eigentümer.

23. Daneben sollten sich die Reformanstrengungen, auch mit Unterstützung der interna-
tionalen Geberorganisationen, verstärkt auf eine Privatisierung über Tender zu den
international üblichen Verfahren der großen Staatsunternehmen konzentrieren. Die
in jüngster Zeit von Präsident Kutschma ergriffenen Initiativen zielen damit im Prin-
zip in die richtige Richtung. Kurzfristig werden die Ergebnisse der Privatisierung je-
doch entscheidend durch die institutionellen Rahmenbedingungen der gesamten
Wirtschaft, hier vor allem auch die Möglichkeiten für das Entstehen eines originär
privaten Sektors mit dem resultierenden Wettbewerbsdruck auf staatliche bzw.
(insider-)privatisierte Unternehmen, geprägt. Defizite in diesem Bereich, d.h. im
Marktzugang, beim Abbau der Überregulierung und Aufbau von Kapital- und Kre-
ditmärkten, müssen daher vorrangig abgebaut werden, um der weiteren Privatisie-
rung zum Erfolg zu verhelfen. Nur dann ist eine wesentliche Voraussetzung für ein
nachhaltiges Wachstum geschaffen.

Umstrukturierung und Arbeitsmärkte

24. Die Umstrukturierung auf Makro- und Mikroebene und die Förderung des Wachs-
tums erfordern die allokative Effizienz eines anpassungsfähigen und mobilen Ar-
beitskräftepotentials. Funktionierende Arbeitsmärkte sind darüber hinaus notwendi-
ge Voraussetzung, um Wohlfahrtsgewinne zu ermöglichen. Die Beschäftigungsan-
passung folgt in der Ukraine einem anderen Muster als in den meisten mittel- und
osteuropäischen Reformstaaten (etwa Polen und Ungarn). Während dort ein rascher
Beschäftigungsabbau einhergehend mit einem deutlichen Anstieg der Arbeitspro-
duktivität (d.h. die Beschäftigung ist - mit einer gewissen zeitlichen Verzögerung -
deutlich stärker als das BIP gesunken) zu verzeichnen ist, war in der Ukraine der
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Beschäftigungsrückgang deutlich geringer als der Rückgang der BIP. Ein Großteil
der Anpassung wurde hier von den Löhnen getragen. Entsprechend sinkt seit 1992
die gemessene Arbeitsproduktivität und liegt (im Unterschied zu Polen und Ungarn)
auch 1998 noch weit unterhalb des Ausgangsniveaus. In der Industrie erfolgte ein
überdurchschnittlicher Abbau der Beschäftigung, der ab 1996 auch mit einem aller-
dings geringem Anstieg der Arbeitsproduktivität verbunden ist. Die Tatsache, daß
trotz der Abschwächung des Einbruchs der Industrieproduktion die Beschäftigung in
der Industrie weiter überproportional abnimmt, weist jedoch darauf hin, daß hier
noch ein sehr hoher Grad an Überbeschäftigung gegeben ist. Dies belegt, daß in der
Ukraine die erste Phase der reaktiven Umstrukturierung noch nicht abgeschlossen ist
und sich die Beschäftigung noch nicht auf einem effizienten Niveau eingependelt hat.

25. Gleichzeitig griffen viele Unternehmen auf alternative Formen der „Anpassung“ zu-
rück. Die Beschäftigten bleiben zwar formal Angestellte, erhalten jedoch geringere
oder keine Löhne (unbezahlter Urlaub) und suchen zunehmend in der Schattenwirt-
schaft Zusatzbeschäftigungen. Deutlich angestiegen sind zudem die Zahlungsrück-
stände bei den Löhnen. Unter arbeitsmarktpolitischen Aspekten und Allokationsge-
sichtspunkten sind diese „Anpassungsformen“ kontraproduktiv. Sie binden Arbeits-
kräfte ohne diese produktiv einzusetzen. Die Arbeitskräftemobilität wird einge-
schränkt und damit die Anpassung des Arbeitsmarktes an die Veränderungen der
Wirtschafts- und Industriestruktur erschwert. Zudem verschleiert das hohe Ausmaß
der Scheinbeschäftigung die tatsächliche Lage auf dem Arbeitsmarkt und erschwert
die Einleitung beschäftigungspolitischer Maßnahmen.

26. Auf Seiten des Arbeitskräfteangebots ist bislang keine Entlastung des Arbeitsmark-
tes zu verzeichnen. Die Bevölkerung im arbeitsfähigen Alter ist aufgrund der demo-
graphischen Entwicklung (negatives natürliches Bevölkerungswachstum) zwar
rückläufig. Diese Entwicklung wurde jedoch durch den Anstieg der Erwerbsquote in
etwa dem gleichen Umfang kompensiert. Bei massiv sinkenden Reallöhnen sind ur-
sprünglich nicht arbeitende Personen zum Erwerbspersonenpotential hinzu gestoßen.
Die traditionell hohe Erwerbsquote von Frauen hat sich in der Ukraine im Zuge der
Transformation noch nicht verringert. Die Lücke in der Erwerbsquote zwischen
Männern und Frauen hat sich sogar weiter geschlossen.

27. Bis 1994 nahm die Gesamtbeschäftigung erheblich ab, ohne daß dies zu nennens-
werten Verschiebungen in der sektoralen Beschäftigungsstruktur geführt hätte. Seit-
dem sinkt die Beschäftigung in der Industrie und der Bauwirtschaft überdurch-
schnittlich und signalisiert eine, wenn bislang auch passive Restrukturierung. Die
Anpassung der Beschäftigung innerhalb der Industrie folgt zwar zunehmend dem
differenzierten Produktionsrückgang in den einzelnen Brachen, dennoch kann daraus
noch nicht auf ein kostenminimierendes Verhalten der Betriebe geschlossen werden.
Trotz Produktionseinbrüchen haben die Grundstoffindustrien unter dem Einfluß der
staatlichen Kredit- und Subventionspolitik ihre relative Stellung ausgebaut und z.T.
absolute Beschäftigungszuwächse erzielt. Die Lohnentwicklung belegt, daß sich die
Löhne allmählich entsprechend der Arbeitsnachfrage differenzieren. Dabei spielt die
unterschiedlichen Ausgestaltung der Budgetrestriktionen in den einzelnen Branchen
eine nicht unerhebliche Rolle.
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28. Der private Sektor, soweit in der offiziellen Statistik erfaßt, fungiert bislang noch
nicht als Auffangbecken für freigesetzte Arbeitskräfte des staatlichen Sektors. Zwar
hat sich der Beschäftigungsanteil des nichtstaatlichen Sektors insgesamt deutlich er-
höht. Der originär private Sektor spielt jedoch noch keine entscheidende Rolle als
Beschäftigungsmaschine. Unternehmensuntersuchungen zeigen, daß es im Rahmen
der Privatisierung bzw. des Entstehens verschiedener nichtstaatlicher Eigentumsfor-
men (AG) zu keinem schnelleren Abbau der Überbeschäftigung oder gar zu einem
überdurchschnittlichen Beschäftigungswachstum gekommen ist.

29. Die Angaben zu den Einstellungen und Entlassungen zeigen eine auf den ersten
Blick überraschend hohe Fluktuation auf dem Arbeitsmarkt. Ein Großteil dieser
Fluktuationen bezieht sich jedoch nicht auf den Beschäftigungsabbau im Rahmen der
Restrukturierung, sondern auf Fluktuationen innerhalb bestehender Arbeitsplätze.
Worauf dies zurückzuführen ist, läßt sich anhand der vorliegenden Daten nicht ein-
deutig klären. Eine zentrale Rolle dürfte jedoch spielen, daß sowohl Management als
auch Beschäftigte bisher davon ausgehen konnten, daß der Staat aus allgemein- und
sozialpolitischen Gründen einen Anstieg der offenen Arbeitslosigkeit unterbinden
will. Die individuelle Risikoeinschätzung einer möglichen Arbeitslosigkeit bei einem
Arbeitsplatzwechsel dürfte daher gering sein, wie auch die Unternehmen auf der an-
deren Seite von weiteren indirekten Subventionen ausgehen können.

30. Arbeitslosigkeit existiert nach den, allerdings wenig aussagekräftigen offiziellen An-
gaben erst seit 1995. Sie steigt seitdem aber massiv an. Aussagekräftigere Angaben
aufgrund von Haushaltsbefragungen (ILO-Methode) zeigen bereits eine hohe Ar-
beitslosenquote, die 1999 auf rund 15% zunahm. Gleichzeitig sank die Zahl der of-
fenen Stellen beträchtlich und stagniert seit 1996 auf äußerst niedrigem Niveau.
Aufgrund der regionalen Disparitäten in der Wirtschaftsentwicklung streut die Ar-
beitslosenquote erheblich zwischen den einzelnen Regionen. Die höchsten Arbeitslo-
senquoten weisen jedoch nicht die schwerindustriellen Zentren des Ostens der
Ukraine auf, bei denen aufgrund der veralteten Industriestruktur ein erhöhter Anpas-
sungsbedarf vermutet werden könnte. Ursächlich dafür ist der verzögerte Struktur-
wandel in diesen Gebieten insbesondere im Donbass, dem Zentrum der ukrainischen
Kohleindustrie. Die beschränkte Datenbasis über interregionale Arbeitsmarktströme
deutet darauf hin, daß im Grunde regionale Arbeitsmärkte existieren und kaum Ar-
beitskräftebewegungen zwischen den einzelnen Regionen erfolgen. Aufgrund der
bislang geringen Beschäftigungseffekte durch die langsame Entwicklung des priva-
ten Sektors hätte jedoch auch von einer erhöhten interregionalen Mobilität minde-
stens kurzfristig keine Entspannung auf dem Arbeitsmarkt erwartet werden können.

31. Der ukrainische Arbeitsmarkt weist bislang nur geringe Kapazitäten zur Reintegrati-
on von Arbeitslosen in die Beschäftigung auf. Über 40% der Arbeitslosen sind
Langzeitarbeitslose (länger als 12 Monate arbeitslos), bei Frauen liegt dieser Anteil
noch höher. Zusammen mit der hohen Jugendarbeitslosigkeit stellt dies eine der
zentralen Herausforderungen an die Arbeitsmarktpolitik dar, da Erfahrungen westli-
chen Industrieländer zeigen, daß Arbeitslosigkeit um so dauerhafter ist, je höher der
Anteil von Langzeitarbeitslosigkeit an der gesamten Arbeitslosigkeit ist.
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32. Die institutionellen Rahmenbedingungen des Arbeitsmarktes bedürfen einer Neure-
gelung. Gültig ist bislang der Arbeitskodex aus dem Jahr 1972, der z.B. keine indivi-
duellen Arbeitsverträge vorsieht. Schriftlich fixierte Arbeitsverträge stellen bislang
eher die Ausnahme dar. Die Beschäftigten haben kaum Möglichkeiten bei einer
Verletzung ihrer Rechte, ihre Ansprüche durchzusetzen. Die Betriebe berücksichti-
gen in ihrer Beschäftigungspolitik noch in erheblichem Maße soziale Überlegungen
und sind vom labour hoarding noch nict ganz abgekommen. Da bei Entlassungen die
Zahlung eines dreimonatigen Übergangsgeldes vorgeschrieben ist, weichen die Un-
ternehmen auf die o.g. alternativen „Anpassungsformen“ aus. Die Arbeitsmarktpoli-
tik hat auf die steigende Arbeitslosigkeit mit der Einführung eines Arbeitslosengeldes
reagiert. Dieses ist sowohl was die Dauer der Zahlung als auch die Höhe angeht,
sehr restriktiv gestaltet und sichert insbesondere bei Langzeitarbeitslosen kein aus-
reichendes Mindestniveau. Negative Incentives für eine Arbeitsaufnahme sind auf-
grund dieser Regelungen nicht zu erkennen. Aufgrund der steigenden Arbeitslosig-
keit einerseits, sowie des geringen Einnahmezuflusses andererseits, absorbiert die Fi-
nanzierung des Arbeitslosengeldes einen Großteil der Mittel des Staatlichen Be-
schäftigungsfonds. Eine aktive Arbeitsmarktpolitik spielt daher in der Ukraine bisher
keine wesentliche Rolle.

33. Wichtigste Voraussetzung für die Einleitung einer aktiven Arbeitsmarktpolitik sind
zunächst strukturelle und institutionelle Reformen, die die Voraussetzungen für das
Entstehen neuer Arbeitsplätze schaffen. Wesentliche Elemente einer solchen Politik
sind die Verbesserung der Infrastruktur und die Förderung von Investitionen. Unter
Beschäftigungsaspekten entscheidend ist der Abbau administrativer Hemmnisse, der
zudem relativ geringe finanzielle Mittel erfordert. Parallel dazu sollte eine aktive Ar-
beitsmarktpolitik durch die Qualifizierung von Arbeitslosen, die Förderung kleiner
Unternehmen und eventuell öffentliche zeitlich begrenzte Beschäftigungsprogramme
wirksam werden. Eine Spezialstudie von Wittkowsky zur Arbeitsmarktpolitik in der
Ukraine schlägt einen integrierten arbeitsmarktpolitischen Ansatz vor, der die Ar-
beitsmarktpolitik durch institutionelle Neuerungen und inhaltliche Verknüpfung mit
Regionalpolitiken auf bestimmte Zielgruppen zuschneidet. Dieser Ansatz entspricht
auch nach unsere Auffassung Verbesserungen bei der effizienten Allokation der Ar-
beitskräfte.



Osteuropa-Institut München, Working Paper Nr. 220xviii



Die ukrainische Wirtschaft 1998/99 xix

Summary

1. This report focuses on the restructuring process in the Ukrainian corporate sector
and the development of the labour market. As many cross-section studies show, a
decisive role in the successful passage to a road of growth within the framework of
transition is played above all by structural reforms. Although the typical stabilisation
programmes for transition countries put their emphasis on macroeconomic parame-
ters like controlling the supply of money and reducing budget deficits, they also
contain structural components which are designed to force the enterprises into active
restructuring and consequently have an impact on the supply side. These compo-
nents include the reduction of the over-employment (labour hoarding) inherited from
the planned economy. In the final analysis, it is this ineffectual simultaneous sup-
porting and consolidating of a restrictive macroeconomic stabilisation policy through
microeconomic incentives and structural reforms that is at the root of the continuing
downward trend in Ukraine's economic development and has failed to stimulate any
active restructuring of the enterprises.

Economic development 1998/98

2. Ukraine's economic development in 1998/99 stands under the sign of the worsening
financial and debt crisis. In 1999 the growing burden from debt servicing appears to
have surpassed the mark of what is economically sustainable. If the soft fiscal policy
is maintained and structural reforms are subject to further delays there is a threat of
financial collapse.

3. The gross foreign indebtedness reached a level of US$ 12.4bn as at 1st July 1999.
The debt servicing ratio (debt servicing in relationship to exports) rose from 6.6% in
1996 to 12.5% in 1998 and came to no less than 15.3% in the first half-year of 1999.
In the light of the very high payments of interest and discharges coupled with falling
exports, a further increase to an estimated 19.0% is to be expected for the year
2000. The national bank's foreign exchange reserves are the equivalent of about 3 to
4 weeks' imports, an amount that is far short of the amount that would be required
to cover the repayments scheduled for 2000 amounting to a total of US$ 3bn
(including the repayments to the IMF).

4. The deteriorating foreign economic position of the Ukrainian economy led to a very
high risk of default for a short time. The foreign debts due in 2000 can no longer be
serviced without restructuring (rescheduling). Ukraine will only be able to avert in-
solvency by adopting a catalogue of extraordinary measures such as postponing the
repayment of the Eurobonds.

5. The worsening of the financial and debt crisis in Ukraine in the autumn of 1998, the
crisis in Russia, and the less favourable economic development in the international
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markets led to a dramatic decrease in Ukraine's foreign trade. According to provi-
sional figures, the slump in exports already registered in 1998 persisted in the 1st
half-year of 1999, gathering momentum to reach a level of -15.4% compared with
the corresponding period in the previous year. Since imports deteriorated even more
sharply (-29.5% in the 1st half-year of 1999 compared with the 1st half-year of
1998), the trade balance showed a surplus of US$ 602m. The current account closed
the 1st half-year of 1999 with a surplus of US$ 443m (compared with -1,019m in
the 1st half-year of 1998).

6. The current account surplus is momentarily contributing to a reduction in the bal-
ance of payment risk and hence to the scheduled servicing of the foreign debts. The
sustainability of this development appears to be questionable in view of the tradi-
tional weaknesses in the export sector. Among the important risk factors in this
context is an inflexible dependence of export performance on energy imports, the
high gas debts towards Russia, and an extremely small influx of foreign investments
on account of the instability of the legal situation, corruption, and bureaucracy.

7. In spite of a brief acceleration immediately after the Russian crisis, the annual infla-
tion rate (prices of consumer goods) was kept well within acceptable limits in 1998
at 20% (December to December). In the first three quarters the inflation rate
reached 10.1% and therefore failed to reach the target the government had set.

8. Budgetary policy became increasingly restrictive. The deficit in the consolidated
budget came to 2% in 1998, in the 1st half-year of 1999 it was only 0.8% of GDP. If
the pensions and wages that were not paid by the state (totalling Hrn 2.8bn as at 1st
September 1999) are included in the evaluation of the budget deficit, however, it in-
creases by two to three percentage points. State finances are weakened above all by
the chronic failure of income to keep up with the schedule and the constant granting
of tax benefits.

9. As expected, the extremely critical development in the financial sector spread into
the real economy in 1998/99. After a decrease in GDP of 1.7% in 1998, economic
performance in the 1st half-year of 1999 fell further according to official figures by
3% compared with the 1st half-year of 1998. Before the backdrop of structural re-
verses and imminent insolvency there are no signs of any sustained growth being
achieved in the foreseeable future either.

10. After a decrease of 1.5% in 1998 industrial production is showing some signs of
recovery. In the first nine months it increased by 2.3% compared with the corre-
sponding period in the previous year. In the agricultural sector, on the other hand,
the downward trend of previous years continued, even though the private rural
economies again developed more positively.

11. As far as investments and income are concerned, the positive trend that began to
emerge in the previous year was reversed again. Investments dropped in the 1st half-
year of 1999 by 12.3% compared with the corresponding period in the previous
year, real wages fell by 9.6%. Under the pressure of the immense devaluation of the
Hryvna, there was a substantial fall in the real demand for consumer goods from the
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households. The unemployed figure has continued to rise, reaching a figure of 1.1m
as at 1st September 1999.

12. In the run-up to the presidential elections in the autumn of 1999 no striking progress
was made in respect of the most important structural deficits (the excessive regula-
tion of the economy by the state, the lack of transparency and stability in the legal
framework and corruption, the underdeveloped system of market economy institu-
tions). In spite of these setbacks to reform, the EFF programme was not abandoned.
The continuation of the programme is now to be re-negotiated at the end of Novem-
ber 1999. Without a significant acceleration in the pace of structural reform, how-
ever, it is not to be expected that funds will continue to flow from the programme.

Reallocation and restructuring in the Ukrainian corporate sector

13. The study investigates the progress that has been made in the adjustment processes
in the Ukrainian corporate sector before the backdrop of a theoretical conception of
reallocation and restructuring. In addition to shifts in the sectoral structure of the
economy, reallocation means above all the transfer of resources and production ca-
pacities from the state sector to the private sector. Additionally, an important role is
also played by a second adjustment mechanism as reallocation makes continuing
progress, namely the restructuring of the enterprises themselves. While reactive re-
structuring introduces the first structural adjustments, particularly the reduction of
labour hoarding, the decisive factor for economic recovery is how long it takes for
active restructuring processes to be introduced afterwards. These embrace not only
the change in ownership structures within the framework of privatisation but also
changes in the structure and organisation of production.

14. In line with this concept, the significance of the state sector will decrease as a con-
sequence of reallocation and the state sector will release more and more resources to
be used in the expanding private sector. This process of shifting the ownership
structure in favour of the private sector may be observed to a greater or lesser de-
gree in the majority of transition countries. According to the EBRD the share of the
private sector in GDP in Ukraine reached a level of 55% in 1998. In this figure there
is no clear distinction, however, between privatised enterprises with the most varied
kinds of private ownership and newly established private enterprises.

15. The decisive factor for the reallocation process, however, is to what extent re-
sources flow from the shrinking state sector into private enterprises that are newly
established and private enterprises that arise as a consequence of privatisation and to
what extent this process is promoted or obstructed. The sector of newly established
private small businesses is not only of great significance in terms of employment and
growth but also in terms of stimulating competition and exerting the subsequent re-
structuring pressure on state enterprises. Official figures show that newly established
private enterprises have a very low rank in the majority of sectors, although a num-
ber of the enterprises accounted for have not even entered into operative business
dealings. A large majority of these enterprises operate in the shadow economy. The
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agricultural sector is the only area in which a significant share of production is ac-
counted for by the private sector, to which the private plots make a substantial con-
tribution. The share of the so-called collective forms of ownership, i.e. enterprises
that have been privatised or demonopolised and converted into joint stock compa-
nies, has increased distinctly in the industrial sector, but enterprises private from the
very beginning play no role at all.

16. The meagre dynamism in the development of the corporate sector is due to the in-
adequate progress being made in terms of liberalisation and deregulation. The devel-
opment of an original private sector continues to be obstructed by excessive regula-
tion, dilated bureaucratic procedures, and inspections that are carried out by numer-
ous authorities. No decisive progress has been achieved either in the regulations
governing market exits, which is also of central significance in the transfer of re-
sources from inefficient state enterprises to the private sector. Although there are
regulations governing bankruptcy and liquidation procedures in Ukraine, little prog-
ress has been made so far in actually implementing them. Not one medium-sized or
large enterprise has yet been declared bankrupt although many enterprises of this
size are technically insolvent.

17. These enterprises are able to hold their own against the market on account of a sub-
sidising practice which is – also in comparison with other transition states – exten-
sive. This embraces not only direct subsidies (financial aid and benefits in kind)
granted to loss-making enterprises so that they can finance their fixed expenses but
also indirect subsidies (tax deferments or tax relief and tax privileges and tax remis-
sions, preferential credits, price subsidies). The lowering of the direct subsidies in-
cluded in the budget was offset by the increase in indirect subsidies. Taken together,
direct and indirect subsidies are equivalent to about 20% of GDP.

18. The consequence of these extensive subsidies is an inefficient allocation of resources
with correspondingly lower growth rates, as they are almost all merely production
subsidies for preserving unproductive enterprises particularly in the sector of the
base industries and agriculture. At the same time, these subsidies show that there is a
considerable potential in Ukraine for cutting the budget deficit and the tax burden.
The lack of transparency in the subsidising system which is made apparent by the
many indirect subsidies, promotes in turn a further rise in subsidies and creates con-
ditions that are favourable for corruption and an arbitrary granting of privileges. At
the same time the bloated administrative and ministerial apparatus (including numer-
ous State Committees) is kept alive, which is largely concerned with the granting
and distributing of subsidies.

19. The system of subsidies must be subject to radical reform and the level of subsidies
lowered. Transparency must be increased considerably (for instance by the submis-
sion and discussion of a regular subsidy report in parliament) and the causes of the
heavy increase in indirect subsidies, which means in this context in particular the
mounting tax deficit. The increasing subsidies are closely linked with the tightening
of budget constraints for the firms as a result of the stabilisation policy. These are
averted by means of the "forced" subsidies. An indication of this is the sharp decline
in credits granted to enterprises by the commercial banks. Simultaneously with the
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liquidity problems in the corporate sector, many enterprises are therefore resorting
to the non-fulfilment of their obligations both towards other enterprises and towards
the budget. If the tax arrears are to be reduced, it will be necessary to enforce the
market exits of loss-making enterprises and to step up the process of privatisation.
This will depend upon the reform and implementation and enforcement of a practi-
cable bankruptcy law. At the same time, a broadening of the tax basis and a tighten-
ing of budget constraints could reduce the high tax burden for all the enterprises. In-
sofar as subsidies continue to be granted, they should be made transparent, limited in
time, and linked to concrete conditions that can be monitored. Production subsidies
for preserving unproductive enterprises must be brought down to a minimum and
ideally removed altogether.

20. The process of active restructuring embraces the orientation of the enterprises to-
wards new markets, the development of new ranges of products and production
lines, and the reorganisation of the enterprises themselves and is therefore connected
with organisational measures and investments in new production technologies. For
this reason too, active restructuring requires that there is a change in the ownership
structure because the state enterprises do not have the necessary equity capital and
unresolved questions of ownership and a lack of collateral impede external financing.
Financing by means of capital increases is more or less out of the question in the
case of state-owned property. As an survey of enterprises has shown, however, pri-
vatisation as an important element of active restructuring has not yet had the effects
on restructuring that had been hoped for in Ukraine.

21. The study identifies two main reasons for this. On the one hand, the privatisation
process is being blocked politically, and on the other the chosen form of privatisa-
tion has led to a predominance of insiders in the privatised enterprises. The em-
ployed owners in the privatised enterprises in particular are afraid that stringent re-
structuring will lead to more control possibilities for outsiders and negative effects
on employment. At the same time, the political blockade against privatisation and
the lacking attractiveness of many enterprises results in an unmistakable stance of re-
serve on the part of outsider investors. Finally, institutional shortcomings, like the
still unresolved question of the purchase of real estate and the lack of a transparent
secondary market also prevent an effective control of enterprises by outsider share-
holders.

22. In the light of these factors, it is essential that, in addition to the purely formal
changes in ownership structures, closer attention be directed to the significance of
the generally accepted rules of the game for a functioning market economy and the
strengthening of market-economy institutions for microeconomic restructuring. On
the other hand, the massive concentration of ownership rights with insiders must be
combated since this is one of the central barriers to a forward-striving restructuring
of the enterprises. The study therefore appeals for an increase in the capital of priva-
tised enterprises so that as a consequence the ratio of insider shares can be reduced
through the sale of the new shares to external investors. This will require that share-
holders are granted the corresponding rights to buy and sell shares on the secondary
markets, rights which have been considerably restricted up to now. Employee shares
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must also be freely negotiable and in the transition period at least should not be reg-
istered with the enterprises themselves in order to allow the employees to sell their
shares without being put under pressure by other employees or management. An-
other possibility worth considering in this connection is also restricting the subscrip-
tion rights of insider owners.

23. In addition, the reform efforts should concentrate more on a privatisation by means
of tenders on the basis of the internationally customary procedures of the large state
enterprises and this should also have the support of the international donor organi-
sations,. In principle, therefore, the initiatives recently adopted by President Kuchma
are going in the right direction. In the short term, however, the results of privatisa-
tion will be largely depend upon the institutional framework of the economy as a
whole, which means in this context above all the possibilities that exist for the evo-
lution of an original private sector with the resulting competitive pressure on state-
owned and (insider) privatised enterprises. Removing the inadequacies in this area,
i.e. in terms of market access, the reduction of excessive regulation and the devel-
opment of capital and credit markets, must therefore be given priority in order to
help the process of privatisation along the road to success. Only then will a primary
precondition for sustained growth have been achieved.

Restructuring and labour markets

24. Restructuring on macroeconomic and microeconomic levels and the promotion of
growth require that adaptable and mobile labour resources are allocated efficiently.
Functioning labour markets are furthermore an essential prerequisite to facilitating
welfare gains. The adjustment of employment in Ukraine follows a different pattern
to that followed in the majority of the central and eastern European reform states
(like Poland and Hungary, for instance). In these countries there has been a rapid
drop in employment coupled with a distinct increase in productivity (i.e. employment
has fallen - with a certain time lag - much more sharply than the GDP). In Ukraine,
on the other hand, the drop in employment has been much less than steep than the
decrease in GDP. A major portion of the adjustment has been borne by wages. Ac-
cordingly, the calculated productivity has been falling since 1992 and in 1998 it was
again (unlike in Poland and Hungary) far below the level at the beginning of trans-
formation. In the industrial sector there has been an above-average cutback in em-
ployment, which since 1996 has been linked with an albeit modest increase in pro-
ductivity. Nevertheless, the fact that, in spite of the less pronounced downswing in
industrial production, employment in the industrial sector is continuing to decrease
at such an above-average rate, is an indication that there is still a very high level of
labour hoarding in this sector. This shows that in Ukraine the first phase of reactive
restructuring has not yet been completed and employment has not yet found a level
that is efficient.

25. At the same time many enterprises have resorted to alternative forms of adjustment.
The workers are formally still employees but they receive a low wage or none at all
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(unpaid holiday) and increasingly seek additional employment in the shadow econ-
omy. There has also been a sharp increase in arrears in the payment of wages. These
"forms of adjustment" are counter-productive as far as the labour market and allo-
cation are concerned. They bind manpower but do not use this manpower for pro-
ductive purposes. The mobility of labour is restricted, hence making it more difficult
for the labour market to adjust to the changes in the structure of the economy and
industry. Also the high level of virtual employment veils the true position on the la-
bour market and hampers the introduction of employment policy measures.

26. As far as the labour supply is concerned there has been no easing of pressure on the
labour market to date. Although the size of the population of working age is going
down on account of demographic developments (negative natural population
growth), this development has been offset by the employment rate rising at about the
same rate. With a massive decline in real wages, people that were originally not
working have now joined the potential labour force. The traditionally high employ-
ment rate of women has not yet been reduced in the wake of transition in Ukraine.
The gap in the employment rate between men and women has in fact narrowed even
further.

27. In the period up to 1994 the overall employment rate fell considerably without this
leading to any notable shifts in the sectoral structure of employment. Since then em-
ployment in the industrial and building construction sectors has fallen at an above-
average rate and may be seen as a indication of hitherto albeit passive restructuring.
Although the adjustment of employment in industry is following more and more
closely the different rates of production decline in the individual sectors, this cannot
yet be regarded as an indication of a cost-minimising approach on the part of the
enterprises. In spite of slumping production, the base industries have strengthened
their position relative to the other industries under the influence of the state's credit
and subsidy policy and have even achieved in part absolute employment growth
rates. Wage development shows that wages are gradually changing individually in
line with the demand for work. A not inconsiderable role is played in this context by
the differences in the form of budget restrictions in the individual sectors.

28. The private sector, insofar as this is included in the official statistics, is not func-
tioning yet as a catch basin for the labour force released by the state sector. Al-
though the private sector's share of the workforce has increased substantially, the
original private sector is not yet playing a decisive role as an employment engine.
Surveys of enterprises show that in the course of privatisation and the emergence of
various forms of private ownership (joint stock companies) there has been no accel-
eration in the reduction of labour hoarding, let alone an above-average growth in
employment.

29. Judging by the statistics of how many people are hired and released, there seems to
be at first sight a surprisingly high rate of fluctuation on the labour market. A large
proportion of these fluctuations are related not to the reduction of employment
within the framework of restructuring, but to fluctuations within existing jobs. What
this is to be attributed to cannot be said definitively on the basis of the available data.
A central role is probably played by the fact that both management and the workers
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have been able to assume that for general political and social political reasons the
state wishes to prevent open unemployment from rising. The individually perceived
risk of becoming unemployed when changing jobs is therefore probably quite small,
in just the same way as the enterprises for their part can expect further indirect sub-
sidies.

30. According to albeit not particularly informative official figures, unemployment has
only existed since 1995. Since then, however, it has been mounting tremendously.
More informative figures on the basis of door-to-door interviews (ILO method)
suggest that the unemployment rate is already high, mounting to 15% in 1999. At
the same time the number of vacancies fell dramatically and since 1996 has been
stagnating at an extremely low level. On account of the regional differences in eco-
nomic development, there are also very wide differences in the unemployment rate
from region to region. The highest unemployment rates are not in the heavy-
industrial centres of eastern Ukraine, where an elevated need for adjustment might
be expected on account of the old-fashioned industrial structure. This is due to the
delays in structural change in these areas, particularly in the Donbass, the centre of
the country's coal industry. The limited data basis for interregional labour market
streams indicate that there are in essence regional labour markets and there are
hardly any movements of labour between the individual regions. On account of the
hitherto minor effects on employment as a result of the slow development of the pri-
vate sector, however, even an elevated interregional mobility could not have been
expected to bring any improvement on the labour market at least in the short term.

31. The Ukrainian labour market's capacity to reintegrate unemployed people into the
workforce has been meagre to date. More than 40% of the unemployed are long-
term unemployed (having been without work for more than 12 months) and the
share is even higher as far as women are concerned. This, together with the high rate
of youth unemployment, is one of the central challenges facing the country in terms
of its labour market policy, as the experience of western industrialised countries
shows that the higher the proportion of long-term unemployed in the overall unem-
ployment figure the more long-lasting unemployment tends to be.

32. The general institutional conditions of the labour market need to be newly regulated.
The work code that has applied up to now goes back to the year 1972 and this does
not provide for any individual contracts of employment, for instance. Written and
fixed contracts of employment have so far been the exception rather than the rule.
Employees have hardly any way of pressing their claims in the event of an infringe-
ment of their rights. In their employment policies, the enterprises still pay great at-
tention to social considerations and have not managed to desist from labour hoard-
ing completely. As the work code requires a three-month enterprise-funded sever-
ance pay, the enterprises resort to the above-mentioned alternative "forms of ad-
justment". The labour market policy has reacted to the rising rate of unemployment
with the introduction of unemployment pay. This is very restrictive in nature, in
terms of both the duration and the size of the payments, and does not guarantee an
adequate minimum level particularly as far as the long-term unemployed are con-
cerned. These regulations do not represent any form of negative incentive for taking
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up employment. On account of rising unemployment on the one hand and the low
volume of revenue on the other, the financing of unemployment pay absorbs a large
portion of the State Employment Fund's reserves. An active labour market policy
has so far failed to play any significant role in Ukraine.

33. The most important prerequisites for the launching of an active labour market policy
are structural and institutional reforms which will establish the conditions for the
creation of new jobs. Essential elements of such a policy are the improvement of the
infrastructure and the encouragement of investments. The most decisive of the em-
ployment aspects is the removal of administrative hurdles, which is something that
also requires relatively little financial outlay. Parallel to this, an active labour market
policy should become effective through the retraining of those made redundant, the
promotion of small enterprises, and possibly temporary public employment pro-
grammes. A special study by Wittkowsky on the labour market policy in Ukraine
proposes an integrated labour-market policy approach which through institutional
innovations and concrete connections with regional politics would tailor labour mar-
ket policy to certain target groups. In our opinion, this approach would also corre-
spond with improvements in the efficiency of allocating labour resources.
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Ñòèñëèé âèêëàä çì³ñòó

1.  Öåíòðàëüíèì ïðåäìåòîì öüîãî äîñë³äæåííÿ º ðåñòðóêòóðèçàö³ÿ ñåêòîðó
ï³äïðèºìñòâ Óêðà¿íè òà ðîçâèòîê ðèíêó ïðàö³. Çà âèñíîâêàìè áàãàòüîõ
äîñë³äæåíü ñòðóêòóðí³ ðåôîðìè â³ä³ãðàþòü ïðîâ³äíó ðîëü â äîñÿãíåíí³
åêîíîì³÷íîãî çðîñòàííÿ â ïðîöåñ³ òðàíñôîðìàö³¿. Òèïîâ³ ïðîãðàìè
ñòàá³ë³çàö³¿ ïåðåõ³äíèõ åêîíîì³ê çîñåðåæäóþòüñÿ ïåðø çà âñå íà ãîëîâíèõ
ìàêðîåêîíîì³÷íèõ ïîêàçíèêàõ, ÿê-îò êîíòðîë³ çà ãðîøîâîþ ìàñîþ òà
ñêîðî÷åíí³ áþäæåòíèõ äåô³öèò³â. Îäíàê âîíè ìàþòü çàâæäè é ñòðóêòóðíèé
êîìïîíåíò, ùî ïîâèíåí ïðèìóñèòè ï³äïðèºìñòâà âäàòèñÿ äî àêòèâíî¿
ðåñòðóêòóðèçàö³¿, à â³äòàê ñïðàâëÿòè âïëèâ íà áîö³ ïðîïîçèö³¿. Ñêëàäîâîþ
ðåñòðóêòóðèçàö³¿ ï³äïðèºìñòâ º ë³êâ³äàö³ÿ íàäì³ðíî¿ çàéíÿòîñò³ (labour hoar-
ding). Ñàìå íåçäàòí³ñòü óêð³ïèòè æîðñòêó ñòàá³ë³çàö³éíó ïîë³òèêó íàëåæíîþ
ìîòèâàö³ºþ íà ì³êðîð³âí³ òà ñòðóêòóðíèìè ðåôîðìàìè çðåøòîþ é º ãîëîâíèì
÷èííèêîì òðèâàëîãî ïàä³ííÿ óêðà¿íñüêî¿ åêîíîì³êè òà â³äñóòíîñò³ áóäü-ùî
àêòèâíî¿ ðåñòðóêòóðèçàö³¿ â ðåàëüíîìó ñåêòîð³.

 

 

 Åêîíîì³÷íèé ðîçâèòîê ó 1998-1999 ðð.

 

2.  Åêîíîì³êà Óêðà¿íè ïðîòÿãîì 1998-99 ðîê³â ðîçâèâàëàñÿ ï³ä çíàêîì
çàãîñòðåííÿ ô³íàíñîâî¿ òà áîðãîâî¿ êðèçè. Òÿãàð îáñëóãîâóâàííÿ áîðãó çà
âñ³ìà îçíàêàìè ïåðåâèùèâ ð³âåíü, ùî éîãî ìîæå âèòðèìàòè åêîíîì³êà. Ó ðàç³
ïðîäîâæåííÿ ìíÿêî¿ ô³ñêàëüíî¿ ïîë³òèêè òà ïîäàëüøîãî çâîë³êàííÿ ³ç
ñòðóêòóðíèìè ðåôîðìàìè Óêðà¿í³ çàãðîæóº ô³íàíñîâèé êîëëàïñ.

3.  Çîâí³øíÿ çàáîðãîâàí³ñòü áðóòòî ñÿãíóëà íà 1 ëèïíÿ 1999 ð. 12,4 ìëðä. äîëë.
Êâîòà îáñëóãîâóâàííÿ áîðãó, ñåáòî â³äíîøåííÿ éîãî àìîðòèçàö³¿ òà ñïëàòè
â³äñîòê³â äî åêñïîðòó, çðîñëà â³ä 6,6% 1996 ð. äî 12,5% 1998 ð. ³ ñòàíîâèëà ó
ïåðøîìó ï³âð³÷÷³ 1999 ð. âæå 15,3%. Ó 2000 ðîö³, êîëè íà òë³ ñêîðî÷åííÿ
åêñïîðòó äîâåäåòüñÿ ñïëàòèòè äóæå âåëèêó ñóìó çà â³äñîòêàìè òà îñíîâíî¿
÷àñòèíè áîðãó, ìîæíà î÷³êóâàòè ïîäàëüøîãî çðîñòàííÿ öüîãî ïîêàçíèêà äî
19%. Íàÿâí³ âàëþòí³ ðåçåðâè Íàö³îíàëüíîãî áàíêó çíàõîäÿòüñÿ íà ð³âí³ â³ä
òðüîõ äî ÷îòèðüîõ òèæí³â ³ìïîðòó, ùî º àáñîëþòíî íåäîñòàòí³ì äëÿ
çàáåçïå÷åííÿ íàëåæíèõ ñïëàò â ñóì³ 3 ìëðä. äîëë. (ç óðàõóâàííÿì ïîâåðíåííÿ
áîðã³â ÌÂÔ).

4.  Â³ä÷óòíå ïîã³ðøåííÿ çîâí³øíüî¿ ïîçèö³¿ óêðà¿íñüêî¿ åêîíîì³êè ïðèçâåëî äî
ãîñòðî¿ çàãðîçè íåïëàòîñïðîìîæíîñò³ (äåôîëòó) ïðîòÿãîì íàéáëèæ÷îãî ðîêó.
Áåç ïåðåîôîðìëåííÿ (ðåñòðóêòóðèçàö³¿) Óêðà¿íà âæå á³ëüøå íå â ñòàí³
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âïîðàòèñÿ ³ç áîðãàìè, ùî ó 2000 ðîö³ íàëåæàòü äî ñïëàòè. Çàïîá³ãòè äåôîëòó
ìîæíà ëèøå íàäçâè÷àéíèìè çàõîäàìè, íàïðèêëàä ÷åðåç äîìîâëåí³ñòü ïðî
ïåðåíåñåííÿ ñòðîêó ïîãàøåííÿ ºâðîïîçèê.

5.  Çàãîñòðåííÿ ô³íàíñîâî¿ òà áîðãîâî¿ êðèçè â Óêðà¿í³ âîñåíè 1998 ð., ðîñ³éñüêà
êðèçà òà íåñïðèÿòëèâà êîííþíêòóðà ì³æíàðîäíèõ ðèíê³â ñïðè÷èíèëè ð³çêå
ñêîðî÷åííÿ óêðà¿íñüêî¿ çîâí³øíüî¿ òîðã³âë³. Ïàä³ííÿ åêñïîðòó, çàðåºñòðîâàíå
ùå 1998 ð., ïîñèëèëîñÿ ó ïåðøîìó ï³âð³÷÷³ 1999 ð. äî -15,4% (çà ïîïåðåäí³ìè
äàíèìè) ó ïîð³âíÿíí³ ç â³äïîâ³äíèì ïåð³îäîì ìèíóëîãî ðîêó. Çàâäÿêè ùå
á³ëüøîìó ñêîðî÷åííþ ³ìïîðòó (-29,5% ó ïåðøîìó ï³âð. 1999 ð. äî ïåðøîãî
ï³âð. 1998 ð.) òîðãîâåëüíèé áàëàíñ áóâ çâåäåíèé ³ç íàäëèøêîì ó 602 ìëí.
äîëëàð³â. Ïîçèòèâíå ñàëüäî ïîòî÷íîãî ðàõóíêó ïëàò³æíîãî áàëàíñó ñêëàëî ó
ïåðøîìó ï³âð³÷÷³ 1999 ð. 443 ìëí. äîëë. (-1019 ìëí. ó ïåðøîìó ï³âð. 1998 ð.).

6.  Íàäëèøîê ïîòî÷íîãî ðàõóíêó º, çâè÷àéíî æ, âàæëèâèì ÷èííèêîì, ùî
çìåíøóº ðèçèê äåñòàá³ë³çàö³¿ ïëàò³æíîãî áàëàíñó òà ñïðèÿº â÷àñíîìó
îáñëóãîâóâàííþ çîâí³øíüîãî áîðãó. Ïðîòå òðèâàë³ñòü ö³º¿ ñèòóàö³¿ âèêëèêàº
ñóìí³â ç îãëÿäó íà òðàäèö³éí³ âàäè çîâí³øíüîãî ñåêòîðó. Â ïåðøó ÷åðãó öå
æîðñòêà çàëåæí³ñòü åêñïîðòíîãî âèðîáíèöòâà â³ä ³ìïîðòó åíåðãîíîñ³¿â,
âåëèêèé ãàçîâèé áîðã Ðîñ³¿ òà âêðàé íèçüêèé ð³âåíü ³íîçåìíèõ ³íâåñòèö³é
÷åðåç íåóñòàëåí³ñòü çàêîíîäàâñòâà, êîðóïö³þ òà áþðîêðàò³þ.

7.  ²íôëÿö³ÿ ñïîæèâ÷èõ ö³í, ïîïðè ïåâíå ïðèñêîðåííÿ â³äðàçó ï³ñëÿ ðîñ³éñüêî¿
êðèçè, çáåð³ãëàñÿ 1998 ðîêó íà ö³ëêîì ïðèéíÿòíîìó ð³âí³ 20% (ãðóäåíü äî
ãðóäíÿ). Ïðîòÿãîì ñ³÷íÿ - âåðåñíÿ 1999 ð. ñïîæèâ÷³ ö³íè çðîñòàëè ïîâ³ëüí³øå,
í³æ ïåðåäáà÷àâ óðÿä (10,1%).

8.  Íàäàë³ æîðñòê³øîþ áóëà áþäæåòíà ïîë³òèêà. 1998 ð. äåô³öèò
êîíñîë³äîâàíîãî áþäæåòó ñêëàâ 2%, à ó ïåðøîìó ï³âð³÷÷³ 1999 ð. - ëèøå 0,8%
ÂÂÏ. Îäíàê ç óðàõóâàííÿì çàáîðãîâàíîñòåé äåðæàâè ç çàðîá³òíî¿ ïëàòè òà
ïåíñ³é (2,8 ìëðä. ãðí. íà 1 âåðåñíÿ 1999 ð.) äåô³öèò º âèùèì íà äâà-òðè
â³äñîòêîâèõ ïóíêòà. Õðîí³÷íî çàâèùåí³ î÷³êóâàííÿ ùîäî ïîäàòêîâèõ
íàäõîäæåíü òà áåçïåðåðâíå íàäàííÿ íîâèõ ïîäàòêîâèõ ï³ëüã º ãîëîâíèìè
÷èííèêàìè ñëàáêîñò³ äåðæàâíèõ ô³íàíñ³â.

9.  Ô³íàíñîâà êðèçà 1998 ð. ñïðàâèëà, ÿê ³ î÷³êóâàëîñÿ, íåãàòèâíèé âïëèâ íà
ðîçâèòîê ðåàëüíîãî ñåêòîðó. Ïàä³ííÿ ðåàëüíîãî ÂÂÏ (-1,7% 1998 ð.)
ïðèñêîðèëîñÿ ïðîòÿãîì ïåðøîãî ï³âð³÷÷ÿ 1999 ð., ñÿãíóâøè 3% ó ïîð³âíÿíí³
ç ñ³÷íåì - ÷åðâíåì ïîïåðåäíüîãî ðîêó. Îçíàê óñòàëåíîãî çðîñòàííÿ íå áà÷èòè
é ó íàéáëèæ÷îìó ìàáóòíüîìó, ÿêùî çâàæèòè íà çãîðòàííÿ ñòðóêòóðíî¿
ðåôîðìè òà çàãðîçó íåïëàòîñïðîìîæíîñò³.

10.  Ïåâíå ïîæâàâëåííÿ, îäíàê, ìîæíà ñïîñòåð³ãàòè ó ïðîìèñëîâîñò³. Ï³ñëÿ
ïàä³ííÿ íà 1,5% 1998 ð. âèïóñê ïðîìèñëîâî¿ ïðîäóêö³¿ çð³ñ ïðîòÿãîì ñ³÷íÿ-
âåðåñíÿ 1999 ð. íà 2,3% ó ïîð³âíÿíí³ ç â³äïîâ³äíèì ïåð³îäîì ïîïåðåäíüîãî
ðîêó. Íàòîì³ñòü çàãàëüíèé ñïàä ó ñ³ëüñüêîìó ãîñïîäàðñòâ³ íå âäàëîñÿ
çóïèíèòè, íåçâàæàþ÷è íà çðîñòàííÿ îáñÿã³â ïðîäóêö³¿ ïðèâàòíîãî ñåêòîðó,
ùî òðèâàº âæå ê³ëüêà ðîê³â ïîñï³ëü.
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11.  Ïîçèòèâíèé ðîçâèòîê ³íâåñòèö³é òà ðåàëüíèõ äîõîä³â, çàô³êñîâàíèé 1998
ðîêó, çãîäîì çì³íèâñÿ íà ñïàä. Ó ïåðøîìó ï³âð³÷÷³ 1999 ð. îáñÿã ³íâåñòèö³é
ñêîðîòèâñÿ íà 12,3%, ðåàëüíà çàðîá³òíà ïëàòà - íà 9,6% äî ïåðøîãî ï³âð³÷÷ÿ
1998 ð. Ï³ä ïîòóæíèì òèñêîì çíåö³íåííÿ ãðèâí³ â³ä÷óòíî çìåíøèâñÿ
ðåàëüíèé ñïîæèâ÷èé ïîïèò äîìàøí³õ ãîñïîäàðñòâ. Ê³ëüê³ñòü áåçðîá³òíèõ
çðîñëà íà 1 âåðåñíÿ 1999 ð. äî 1,1 ìëí. îñ³á.

12.  Íàïåðåäîäí³ ïðåçèäåíòñüêèõ âèáîð³â îñåí³ 1999 ð. ãîëîâí³ ñòðóêòóðí³
âèêðèâëåííÿ (íàäì³ðíå âòðó÷àííÿ äåðæàâè â ãîñïîäàðñòâî, íåñò³éê³ñòü
çàêîíîäàâñòâà, êîðóïö³ÿ, íåðîçâèíåí³ñü ðèíêîâèõ ³íñòèòóò³â) çàëèøèëèñÿ
ïîçà óâàãîþ. Ïîïðè ïðîâàëè â åêîíîì³÷í³é ïîë³òèö³ ïðîãðàìó EFF íå áóëî
ïðèïèíåíî. ¯¿ ïðîäîâæåííÿ ïîòð³áíî òåïåð çíîâó óçãîäèòè íàïðèê³íö³
ëèñòîïàäà 1999 ð. Áåç ñóòòºâîãî ïðèñêîðåííÿ ñòðóêòóðíî¿ ðåôîðìè îäíàê íå
ìîæíà ñïîä³âàòèñÿ íà ïîäàëüøå íàäàííÿ êðåäèò³â ç ö³º¿ ïðîãðàìè.

 

 

 Ïåðåðîçïîä³ë òà ðåñòðóêòóðèçàö³ÿ ó ñåêòîð³ ï³äïðèºìñòâ Óêðà¿íè

 

13.  Â ðîáîò³ äîñë³äæóºòüñÿ ñòàí ðåôîðì ó ñåêòîð³ ï³äïðèºìñòâ Óêðà¿íè ç òî÷êè
çîðó òåîð³¿ ïåðåðîçïîä³ëó òà ðåñòðóêòóðèçàö³¿. Ïåðåðîçïîä³ë º, îêð³ì çñóâ³â â
ãàëóçåâ³é ñòðóêòóð³, â ïåðøó ÷åðãó ïåðåíåñåííÿì ðåñóðñ³â òà âèðîáíè÷èõ
ïîòóæíîñòåé â³ä äåðæàâíîãî äî ïðèâàòíîãî ñåêòîðó. Çà éîãî ðîçâèòêó âñå
á³ëüøîãî çíà÷åííÿ íàáóâàº íàñòóïíèé ìåõàí³çì ïðèñòîñóâàííÿ, à ñàìå
ðåñòðóêòóðèçàö³ÿ âëàñíå ï³äïðèºìñòâ. Ò.çâ. ïàñèâíà ðåñòðóêòóðèçàö³ÿ º
íàéïðîñò³øèì ïðèñòîñóâàííÿì ï³äïðèºìñòâ ³ çäåá³ëüøîãî çä³éñíþºòüñÿ ÷åðåç
çâ³ëüíåííÿ íàäëèøêîâî¿ ðîáî÷î¿ ñèëè. Îäíàê âèð³øàëüíèì äëÿ åêîíîì³÷íîãî
â³äðîäæåííÿ º øâèäê³ñòü, ç ÿêîþ ïàñèâíà ðåñòðóêòóðèçàö³ÿ ïîñòóïàºòüñÿ
ì³ñöåì ðåñòðóêòóðèçàö³¿ àêòèâí³é. Îñòàííÿ îõîïëþº íå ò³ëüêè ðåôîðìó
â³äíîñèí âëàñíîñò³ â ðàìêàõ ïðèâàòèçàö³¿, àëå é çì³íè â ñòðóêòóð³ òà
îðãàí³çàö³¿ âèðîáíèöòâà.

14.  Çã³äíî ç ö³ºþ êîíöåïö³ºþ äåðæàâíèé ñåêòîð ó ïðîöåñ³ ïåðåðîçïîä³ëó âòðà÷àº
çíà÷åííÿ òà âèâ³ëüíÿº âñå á³ëüøå ðåñóðñ³â äëÿ ñòð³ìêî çðîñòàþ÷îãî
ïðèâàòíîãî ñåêòîðó. Öåé ïðîöåñ çñóâó â ñòðóêòóð³ â³äíîñèí âëàñíîñò³ íà
êîðèñòü ïðèâàòíîãî ñåêòîðó ìîæíà á³ëüø-ìåíø ÷³òêî ñïîñòåð³ãàòè â
ïåðåõ³äíèõ åêîíîì³êàõ. 1998 ð. ÷àñòêà ïðèâàòíîãî ñåêòîðó â ÂÂÏ Óêðà¿íè
äîñÿãëà çà äàíèìè ªÁÐÐ 55%. Öåé ïîêàçíèê, îäíàê, íå â³äîêðåìëþº
íîâîñòâîðåí³ ïðèâàòí³ ï³äïðèºìñòâà â³ä ïðèâàòèçîâàíèõ, ç ¿õíüîþ áåçë³÷÷þ
ôîðì íåäåðæàâíî¿ âëàñíîñò³.

15.  Äëÿ ïðîöåñó ïåðåðîçïîä³ëó âèð³øàëüíèì º îáñÿã ïåðåòîêó ðåñóðñ³â â³ä
äåðæàâíîãî ñåêòîðó, ùî çìåíøóºòüñÿ, äî íîâèõ ïðèâàòíèõ ÷è
ïðèâàòèçîâàíèõ ï³äïðèºìñòâ, à òàêîæ ñòóï³íü ñïðèÿííÿ öüîìó ïðîöåñîâ³ ÷è
éîãî ãàëüìóâàííÿ. Âåëèêîãî çíà÷åííÿ íàáóâàþòü ìàë³ ïðèâàòí³ ï³äïðèºìñòâà,
ïðè÷îìó íå ò³ëüêè çàâäÿêè ¿õíüîìó ïîòåíö³àëó ó ñòâîðåíí³ ðîáî÷èõ ì³ñöü ³
çðîñòàííÿ, à é ç îãëÿäó íà ïîæâàâëåííÿ êîíêóðåíö³¿, àäæå ÷åðåç öå äåðæàâí³
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ï³äïðèºìñòâà â³ä÷óâàþòü äîäàòêîâèé òèñê ùîäî âëàñíî¿ ðåñòðóêòóðèçàö³¿.
Îô³ö³éíà óêðà¿íñüêà ñòàòèñòèêà ñâ³ä÷èòü, ùî ñòàòóñ ìàëèõ ïðèâàòíèõ
ï³äïðèºìñòâ ó á³ëüøîñò³ ñåêòîð³â òà ãàëóçåé âñå ùå º íàäòî íèçüêèì. Áàãàòî ç
íèõ âçàãàë³ íå ðîçïî÷èíàëè îïåðàòèâíî¿ ä³ÿëüíîñò³ òà ³ñíóþòü ò³ëüêè íà
ïàïåð³. Ç ³íøîãî áîêó, á³ëüø³ñòü ÌÏÏ ïðàöþþòü ó ò³íüîâ³é åêîíîì³ö³. Ò³ëüêè
â ñ³ëüñüêîìó ãîñïîäàðñòâ³ ïðèâàòíèé ñåêòîð, çîêðåìà ï³äñîáí³ ãîñïîäàðñòâà
íàñåëåííÿ, îá³éìàº ÷³ëüí³ ïîçèö³¿ ó âèðîáíèöòâ³ áàãàòüîõ ïðîäóêò³â.
Íàòîì³ñòü ó ïðîìèñëîâîñò³ ñóòî ïðèâàòí³ ï³äïðèºìñòâà íå â³ä³ãðàþòü æîäíî¿
ðîë³, ïîïðè çðîñòàííÿ îñòàíí³ì ÷àñîì ê³ëüêîñò³ ï³äïðèºìñòâ êîëåêòèâíî¿
ôîðìè âëàñíîñò³ (ïðèâàòèçîâàí³ àáî ðîçäåðæàâëåí³ ï³äïðèºìñòâà, ùî ìàþòü
òåïåð ôîðìó àêö³îíåðíèõ òîâàðèñòâ).

16.  Íèçüê³ òåìïè ðîçâèòêó ñåêòîðó ï³äïðèºìñòâ ïîÿñíþþòüñÿ íåäîñòàòí³ì
ïîñòóïîì ë³áåðàë³çàö³¿ òà äåðå´óëÿö³¿. Íàäì³ðíà òà íåïðîçîðà áþðîêðàò³ÿ,
çàðå´óëüîâàí³ñòü, áåçïåðåðâí³ ïåðåâ³ðêè ç áîêó äåðæàâíèõ óñòàíîâ ÿê ³ ðàí³øå
ïåðåøêîäæàþòü ðîçâèòêîâ³ ïðèâàòíèõ ï³äïðèºìñòâ. Íåìà òàêîæ áóäü-ùî
ïîì³òíîãî ïðîãðåñó â ñòâîðåíí³ ä³ºâî¿ ïðîöåäóðè âèõîäó ç ðèíêó - âàæëèâîãî
÷èííèêà åôåêòèâíîãî ïåðåðîçïîä³ëó ðåñóðñ³â íà êîðèñòü ïðèâàòíîãî ñåêòîðó.
Ïðîöåäóðè áàíêðóòñòâà òà ë³êâ³äàö³¿ â Óêðà¿í³ õî÷à é ³ñíóþòü, àëå ïðàêòè÷íî
íå çàñòîñîâóþòüñÿ. Æîäíîãî ñåðåäíüîãî àáî âåëèêîãî ï³äïðèºìñòâà äîñ³ íå
îãîëîøåíî áàíêðóòîì, õî÷à áàãàòî ç íèõ º òåõí³÷íî íåïëàòîñïðîìîæíèìè.

17.  Òàê³ ï³äïðèºìñòâà óòðèìóþòüñÿ â ðèíêîâîìó ñåðåäîâèù³ ëèøå òîìó, ùî
îòðèìóþòü ñóáñèä³¿. Ïðàêòèêà íàäàííÿ ñóáñèä³é º äóæå ðîçãàëóæåíîþ,
çîêðåìà ó ïîð³âíÿíí³ ç ³íøèìè ïåðåõ³äíèìè åêîíîì³êàìè. Âîíà îõîïëþº
ïðÿì³ ãðîøîâ³ ñóáñèä³¿ çáèòêîâèì ï³äïðèºìñòâàì äëÿ ô³íàíñóâàííÿ ïîòî÷íèõ
âèòðàò òà íåïðÿì³ ñóáñèä³¿, çäåá³ëüøîãî ó âèãëÿä³ ïîäàòêîâèõ ï³ëüã
(ðîçñòðî÷êè òà ñïèñàííÿ áîðã³â çà ïîäàòêàìè), ï³ëüãîâèõ êðåäèò³â òà
ñóáñèäóâàííÿ ö³í. Ñêîðî÷åííÿ ïðÿìèõ ñóáñèä³é, ùî º ñòàòòÿìè âèòðàò
äåðæàâíîãî áþäæåòó, áóëî êîìïåíñîâàíå ðîçøèðåííÿì íåïðÿìîãî
ñóáñèäóâàííÿ. Çàãàëüíèé îáñÿã ïðÿìèõ òà íåïðÿìèõ ñóáñèä³é ñòàíîâèòü òåïåð
áëèçüêî 20% ÂÂÏ.

18.  Íàñë³äêîì øèðîêîãî íàäàííÿ ñóáñèä³é º íååôåêòèâí³ñòü ðîçïîä³ëó ðåñóðñ³â, à
îòæå é â³äñóòí³ñòü åêîíîì³÷íîãî çðîñòàííÿ. Àäæå éäåòüñÿ ìàéæå âèêëþ÷íî
ïðî ñóáñèä³¿ íà ï³äòðèìêó ³ñíóâàííÿ çáèòêîâèõ ï³äïðèºìñòâ, ïåðø çà âñå ó
âàæê³é ïðîìèñëîâîñò³ òà ñ³ëüñüêîìó ãîñïîäàðñòâ³. Òàêå ñóáñèäóâàííÿ
âîäíî÷àñ ñâ³ä÷èòü ïðî íàÿâí³ñòü â Óêðà¿í³ âåëèêîãî ïîòåíö³àëó çìåíøåííÿ
áþäæåòíîãî äåô³öèòó òà ïîäàòêîâîãî íàâàíòàæåííÿ. Ç³ ñâîãî áîêó,
íåïðîçîð³ñòü ñèñòåìè ñóáñèä³é, îñîáëèâî íåïðÿìèõ, ñïðè÷èíÿº ïîäàëüøå
çðîñòàííÿ ¿õí³õ îáñÿã³â, ñòâîðþº ñïðèÿòëèâè óìîâè äëÿ êîðóïö³¿ òà ñâàâ³ëëÿ
ïðè íàäàíí³ ï³ëüã. Â òàêèé ñïîñ³á óòðèìóºòüñÿ é ðîçäóòèé àäì³í³ñòðàòèâíèé
àïàðàò ì³í³ñòåðñòâ òà ÷èñëåííèõ äåðæàâíèõ êîì³òåò³â, ÿêèé ñàìå é ðîçïîä³ëÿº
òà íàäàº ñóáñèä³¿.

19.  Ñèñòåìà ñóáñèä³é ïîòðåáóº êàðäèíàëüíî¿ ðåôîðìè. Ïåðø çà âñå ñë³ä
çìåíøèòè ð³âåíü ñóáñèäóâàííÿ, âñòàíîâèòè ïðîçîð³ñòü ïðîöåäóð (íàïðèêëàä
øëÿõîì ðåãóëÿðíîãî îáãîâîðåííÿ â ïàðëàìåíò³ çâ³ò³â ïðî íàäàí³ ñóáñèä³¿),
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óñóíóòè ÷èííèêè (ÿê-îò íåíàäõîäæåííÿ ïîäàòê³â) çðîñòàííÿ íåïðÿìèõ
ñóáñèä³é. Çà ñòàá³ë³çàö³éíî¿ ïîë³òèêè ï³äïðèºìñòâà ñèëóþòü ñóáñèä³¿, ùîá â
òàêèé ñïîñ³á óíèêíóòè æîðñòêèõ áþäæåòíèõ îáìåæåíü. Îçíàêîþ öüîãî
ïðîöåñó º ð³çêå çìåíøåííÿ êðåäèòóâàííÿ ï³äïðèºìñòâ áàíêàìè. Ðàçîì ³ç
íåñòà÷åþ ë³êâ³äíèõ ðåñóðñ³â öå çìóøóº âåëèêó ê³ëüê³ñòü ï³äïðèºìñòâ
âäàâàòèñÿ äî íåïëàòåæ³â ÿê áþäæåòîâ³ òàê ³ îäíå îäíîìó. Ñêîðî÷åííÿ
ïîäàòêîâèõ áîðã³â ïåðåäáà÷àº âèõ³ä ç ðèíêó õðîí³÷íî çáèòêîâèõ ï³äïðèºìñòâ
òà ïîñèëåííÿ ïðèâàòèçàö³¿. Äëÿ öüîãî, â ñâîþ ÷åðãó, ïîòð³áåí ä³ºâèé ìåõàí³çì
îãîëîøåííÿ áàíêðóòñòâà. Âîäíî÷àñ ìîæíà ïîñëàáèòè ïîäàòêîâèé òèñê íà
ñåêòîð ï³äïðèºìñòâ øëÿõîì ðîçøèðåííÿ áàçè îïîäàòêóâàííÿ òà çì³öíåííÿ
ïîäàòêîâî¿ äèñöèïë³íè. Ñóáñèä³¿ æ ïîâèíí³ íàäàâàòèñÿ íà ïðîçîð³é, ñòðîêîâ³é
îñíîâ³, áóòè ïðèâíÿçàí³ äî ÷³òêèõ, ëåãêî êîíòðîëüîâàíèõ óìîâ. Ï³äòðèìêó
³ñíóâàííÿ çáèòêîâèõ ï³äïðèºìñòâ ÷åðåç ñóáñèä³¿ ñë³ä ñêîðîòèòè äî
íàéìåíøîãî ìîæëèâîãî ð³âíÿ, à â ³äåàëüíîìó âèïàäêó - âçàãàë³ ïðèïèíèòè.

20.  Àêòèâíà ðåñòðóêòóðèçàö³ÿ ï³äïðèºìñòâ ïîëÿãàº â îð³ºíòàö³¿ íà íîâ³ ðèíêè,
îïàíóâàíí³ íîâîãî àñîðòèìåíòó ïðîäóêö³³ òà íîâèõ âèðîáíè÷èõ ë³í³é, à òàêîæ
ó íîâ³é îðãàí³çàö³¿ âëàñíå ï³äïðèºìñòâ. Âîíà ïîâíÿçàíà ³ç âæèòòÿì
îðãàí³çàö³éíèõ çàõîä³â, ðàö³îíàë³çàö³ºþ òà ³íâåñòóâàííÿì ó íîâ³ âèðîáíè÷³
òåõíîëîã³¿. Â³äòàê ðåñòðóêòóðèçàö³ÿ ïåðåäáà÷àº é çì³íè ó â³äíîñèíàõ
âëàñíîñò³, òîìó ùî äåðæàâíèì ï³äïðèºìñòâàì çäåá³ëüøîãî áðàêóº âëàñíîãî
êàï³òàëó, à ô³íàíñóâàííÿ ççîâí³ óñêëàäíþºòüñÿ ÷åðåç íåâèçíà÷åí³ñòü ùîäî
ïðàâ âëàñíîñò³ òà íåäîñòàòí³ñòü ãàðàíò³é. Ô³íàíñóâàííÿ øëÿõîì çá³ëüøåííÿ
âëàñíîãî êàï³òàëó º ïðàêòè÷íî íåìîæëèâèì ó âèïàäêó, êîëè ï³äïðèºìñòâî º
îáíºêòîì äåðæàâíî¿ âëàñíîñò³. Â Óêðà¿í³, çà äàíèìè îáñòåæåííÿ ï³äïðèºìñòâ,
ïðèâàòèçàö³ÿ äîñ³ íå ñïðàâèëà áàæàíîãî âïëèâó íà ïðîöåñ ðåñòðóêòóðèçàö³¿.

21.  Ó öüîìó äîñë³äæåíí³ çðîáëåíî âèñíîâîê ùîäî äâîõ ïðè÷èí òàêî¿ ñèòóàö³¿.
Ïî-ïåðøå, ïðîöåñ ïðèâàòèçàö³¿ áëîêóºòüñÿ ïîë³òè÷íî. Ïî-äðóãå, îáðàíèé ¿¿
ìåòîä ñïðè÷èíèâ äîì³íóâàííÿ ³íñàéäåð³â â ïðèâàòèçîâàíèõ ï³äïðèºìñòâàõ.
Îñîáëèâî òàì, äå ïðàâà âëàñíîñò³ íàëåæàòü ïðàö³âíèêàì ïðèâàòèçîâàíèõ
ï³äïðèºìñòâ, ³ñíóº ïîáîþâàííÿ ùîäî ðîçøèðåííÿ êîíòðîëþ ççîâí³, êîëè
ïîñë³äîâíà ðåñòðóêòóðèçàö³ÿ ìàëà á íåãàòèâí³ íàñë³äêè äëÿ çàéíÿòîñò³. Ç
³íøîãî áîêó, ïîë³òè÷íà áëîêàäà ïðèâàòèçàö³¿ òà âêðàé íèçüêà ïðèâàáëèâ³ñòü
áàãàòüîõ ï³äïðèºìñòâ ïðèçâîäÿòü äî ñòðèìàíîñò³ çîâí³øí³õ ³íâåñòîð³â.
Ä³ºâîìó óïðàâë³ííþ ç áîêó çîâí³øí³õ àêö³îíåð³â ïåðåøêîäæàþòü çðåøòîþ é
³íñòèòóö³éí³ âàäè, çîêðåìà íåâèð³øåí³ñòü ïðîáëåìè ïðèâàòíî¿ âëàñíîñò³ íà
çåìëþ ³ â³äñóòí³ñòü ïðîçîðîãî âòîðèííîãî ôîíäîâîãî ðèíêó.

22.  Çðîçóì³ëî, ùî ç îãëÿäó íà ö³ ÷èííèêè ïîòð³áíî ïðèä³ëèòè á³ëüøå óâàãè íå
ñò³ëüêè ôîðìàëüíèì çðóøåííÿì â ñòðóêòóð³ â³äíîñèí âëàñíîñò³, ñê³ëüêè
çàãàëüíî ïðèéíÿòíèì â ä³ºçäàòí³é ðèíêîâ³é åêîíîì³ö³ ïðàâèëàì ãðè òà
ðèíêîâèì ³íñòèòóòàì, íåîáõ³äíèì äëÿ çä³éñíåííÿ ðåñòðóêòóðèçàö³¿ íà
ì³êðîð³âí³. Êð³ì òîãî, ñë³ä çàïîá³ãòè íàäì³ðí³é êîíöåíòðàö³¿ ïðàâ âëàñíîñò³
ñåðåä ³íñàéäåð³â, ùî º ÷è íå íàéïîòóæí³øèì ãàëüìîì ðåñòðóêòóðèçàö³¿
ï³äïðèºìñòâ. Òîìó äîñë³äæåííÿ ì³ñòèòü âèñíîâîê ïðî äîö³ëüí³ñòü çá³ëüøåííÿ
êàï³òàëó ïðèâàòèçîâàíèõ ï³äïðèºìñòâ òà íàñòóïíîãî ïðîäàæó íîâèõ àêö³é
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çîâí³øí³ì ³íâåñòîðàì. Â òàêèé ñïîñ³á ìîæíà çìåíøèòè ÷àñòêó ³íñàéäåð³â â
êîíòðîëüíîìó ïàêåò³ ï³äïðèºìñòâ. Âëàñíèêè ïîâèíí³ ìàòè ïðàâà ïðîäàæó òà
êóï³âë³ àêö³é íà âòîðèííîìó ðèíêó, - íàðàç³ ö³ ïðàâà º âêðàé îáìåæåíèìè.
Àêö³¿, ùî íàëåæàòü ïðàö³âíèêàì ï³äïðèºìñòâ, äîö³ëüíî çðîáèòè ïðåäìåòîì
â³ëüíî¿ êóï³âë³-ïðîäàæó, â³äìîâèâøèñü õî÷à á íà ïåðåõ³äíèé ïåð³îä â³ä
ðåºñòðàö³¿ ¿õ íà âëàñíèõ ï³äïðèºìñòâàõ: ùîá ðîá³òíèê-âëàñíèê, ÿêèé áàæàº
ïðîäàòè ñâî¿ ÷àñòêè, íå â³ä÷óâàâ òèñêó ç áîêó ðåøòè ðîá³òíèê³â òà
êåð³âíèöòâà. Êð³ì òîãî, òðåáà äîäàòêîâî âèâ÷èòè ïèòàííÿ ïðî äîö³ëüí³ñòü
îáìåæåííÿ ïðàâ âëàñíèê³â-³íñàéäåð³â.

23.  Ïîäàëüø³ ðåôîðìè, ùî ï³äòðèìóþòüñÿ ³íîçåìíèìè äîíîðàìè, òðåáà òàêîæ
íàö³ëèòè íà òåíäåðíó ïðèâàòèçàö³þ âåëèêèõ äåðæàâíèõ ï³äïðèºìñòâ çà
ïðàâèëàìè, ùî âèêîðèñòîâóþòüñÿ â ì³æíàðîäí³é ïðàêòèö³. Îñòàíí³ ³í³ö³àòèâè
ïðåçèäåíòà Êó÷ìè º êðîêîì ó â³ðíîìó íàïðÿìêó. Ðåçóëüòàòè ïðèâàòèçàö³¿
íàñïðàâä³ çàëåæàòü â³ä ³íñòèòóö³îíàëüíèõ óìîâ, ùî ³ñíóþòü â åêîíîì³ö³, ïåðø
çà âñå â³ä ìîæëèâîñòåé äëÿ âèíèêíåííÿ íîâîãî ïðèâàòíîãî ñåêòîðà, ùî
òèñíóâ áè íà äåðæàâí³ òà ïðèâàòèçîâàí³ (³íñàéäåðàìè) ï³äïðèºìñòâà. Òîìó
äëÿ ïîäàëüøîãî óñï³õó ïðèâàòèçàö³¿ òðåáà áóäü-ùî ïîçáóòèñÿ íåäîë³ê³â ñàìå ó
ö³é ñôåð³, ïðèì³ðîì ùîäî îáìåæåííÿ ìîæëèâîñòåé âõîäæåííÿ â ðèíîê,
çáåðåæåííÿ íàäì³ðíî¿ ðå´óëÿö³¿, íàäòî ïîâ³ëüíîãî ðîçâèòêó ôîíäîâîãî òà
êðåäèòíîãî ðèíê³â. Ëèøå â öüîìó âèïàäêó âèíèêíå ñóòòºâà ïåðåäóìîâà
òðèâàëîãî òà ñò³éêîãî çðîñòàííÿ.

 

 

 Ðåñòðóêòóðèçàö³ÿ òà ðèíîê ïðàö³

 

24.  Äëÿ ìàêðî- òà ì³êðîåêîíîì³÷íî¿ ðåñòðóêòóðèçàö³¿ òà ñïðèÿííÿ åêîíîì³÷íîìó
çðîñòàííþ ïîòð³áíå åôåêòèâíå âèêîðèñòàííÿ ìîá³ëüíîãî òà çäàòíîãî äî
àäàïòàö³¿ òðóäîâîãî ïîòåíö³àëó. Áåç ôóíêö³îíóþ÷îãî ðèíêó ïðàö³, êð³ì òîãî,
íå ìîæíà äîñÿãòè ïðèðîñòó äîáðîáóòó. Àäàïòàö³ÿ çàéíÿòîñò³ äî ðèíêîâèõ
óìîâ éäå â Óêðà¿í³ ³íàêøå, í³æ ó á³ëüøîñò³ òðàíñôîðìàö³éíèõ êðà¿í, ÿê-îò â
Ïîëüù³ àáî Óãîðùèí³, ÿê³ øëÿõîì øâèäêèõ çâ³ëüíåíü äîñÿãëè çðîñòàííÿ
ïðîäóêòèâíîñò³. ßêùî â öèõ êðà¿íàõ ïàä³ííÿ ð³âíÿ çàéíÿòîñò³ âèÿâèëîñÿ ³ç
ïåâíîþ çàòðèìêîþ â ÷àñ³ ñèëüí³øèì çà ïàä³ííÿ ÂÂÏ, òî â Óêðà¿í³ ñèòóàö³ÿ º
ïðîòèëåæíîþ. Ãîëîâíèé òÿãàð àäàïòàö³¿ íåñå çàðîá³òíà ïëàòà. Òîìó
ïðîäóêòèâí³ñòü ïðàö³ çà îô³ö³éíèìè äàíèìè ïî÷èíàþ÷è ç 1992 ð. çíèæóºòüñÿ ³
1998 ð. çíàõîäèòüñÿ (íà â³äì³íó â³ä Ïîëüù³ ³ Óãîðùèíè) âñå ùå çíà÷íî íèæ÷å
ïî÷àòêîâîãî ð³âíÿ. Â ïðîìèñëîâîñò³, îäíàê, â³äáóëîñÿ â³ä÷óòíå çìåíøåííÿ
ê³ëüêîñò³ ïðàöþþ÷èõ. Ç 1996 ð. òóò ñïîñòåð³ãàºòüñÿ, õî÷à é íåçíà÷íå,
çðîñòàííÿ ïðîäóêòèâíîñò³ ïðàö³. Îäíàê ð³âåíü çàéíÿòîñò³ ó ïðîìèñëîâîñò³ âñå
ùå º íàäì³ðíèì: ïîïðè ïîñëàáëåííÿ òåìï³â ïàä³ííÿ îáñÿã³â ïðîäóêö³¿
ñêîðî÷åííÿ ê³ëüêîñò³ ïðàöþþ÷èõ òóò éäå øâèäøå, í³æ â ö³ëîìó â åêîíîì³ö³.
Â³äòàê ïåðøèé åòàï ïàñèâíî¿ ðåñòðóêòóðèçàö³¿ â Óêðà¿í³ ïðîäîâæóºòüñÿ, à
çàéíÿò³ñòü ùå íå äîñÿãëà åêîíîì³÷íî ðàö³îíàëüíîãî ð³âíÿ.
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25.  Ï³äïðèºìñòâà çà öèõ óìîâ âäàëèñÿ äî àëüòåðíàòèâíèõ ôîðì Ñïðèñòîñóâàííÿì.
Áàãàòî ïðàö³âíèê³â õî÷à é çàëèøàþòüñÿ ôîðìàëüíî â øòàò³, îäíàê íå
îòðèìóþòü ïëàòí³ (Ñâèìóøåí³ â³äïóñòêè çà ñâ³é ðàõóíîêì) é ìóñÿòü âñå
÷àñò³øå øóêàòè äîäàòêîâî¿ ðîáîòè ó ò³íüîâ³é åêîíîì³ö³. Äî òîãî æ øâèäêî
çð³ñ îáñÿã çàáîðãîâàíîñò³ ç çàðîá³òíî¿ ïëàòè. Òàêå Ñïðèñòîñóâàííÿì º ç òî÷êè
çîðó ïîë³òèêè çàéíÿòîñò³ òà åôåêòèâíîãî ðîçïîä³ëó êîíòðàïðîäóêòèâíèì.
Âîíî çâíÿçóº ðîáî÷ó ñèëó, ïåðåøêîäæàþ÷è ¿¿ åôåêòèâíîìó âèêîðèñòàííþ. ¯¿
ìîá³ëüí³ñòü ñòàº îáìåæåíîþ, à ïðèñòîñóâàííÿ ðèíêó ïðàö³ äî çì³í â
åêîíîì³÷í³é òà ïðîìèñëîâ³é ñòðóêòóð³ íàäòî óñêëàäíþºòüñÿ. Ïîë³òèêà
ñòâîðåííÿ ðîáî÷èõ ì³ñöü íå ìîæå áóòè ä³ºâîþ çà îáñòàâèí, êîëè ä³éñíèé ñòàí
ðèíêó ïðàö³ º âèêðèâëåíèì ÷åðåç ³ñíóâàííÿ âåëèêî¿ â³ðòóàëüíî¿ çàéíÿòîñò³.

26.  Ïðîïîçèö³ÿ ðîáî÷î¿ ñèëè ÿê ³ ðàí³øå ëåæèòü òÿãàðåì íà ðèíêó ïðàö³. Ïîïðè
çìåíøåííÿ ê³ëüêîñò³ ïðàöåçäàòíîãî íàñåëåííÿ ó ïðàöåçäàòíîìó â³ö³ (÷åðåç
íåñïðèÿòëèâèé äåìî´ðàô³÷íèé ðîçâèòîê, à ñàìå íåãàòèâíèé ïðèðîäíèé
ïðèð³ñò íàñåëåííÿ), â³äáóâàºòüñÿ àäåêâàòíå çà òåìïîì çðîñòàííÿ êâîòè
çàéíÿòîñò³ (ñåáòî ÷àñòêè îñ³á, ùî ìàþòü ðîáîòó, òà òèì÷àñîâî áåçðîá³òíèõ ó
íàÿâíîìó íàñåëåíí³). Çà ñòð³ìêîãî ïàä³ííÿ ðåàëüíî¿ çàðïëàòè ïðàöåçäàòíèé
ïîòåíö³àë çðîñòàº çà ðàõóíîê îñ³á, ùî ôàêòè÷íî íå ïðàöþþòü. Êâîòà
çàéíÿòîñò³ æ³íîê, òðàäèö³éíî âèñîêà â Óêðà¿í³, ó ïðîöåñ³ òðàíñôîðìàö³¿ äîñ³
íå çàçíàëà áóäü-ùî ³ñòîòíîãî çíèæåííÿ. Íàâïàêè, ðîçðèâ ó êâîò³ çàéíÿòîñò³
æ³íîê òà ÷îëîâ³ê³â íàâ³òü ïîñòóïîâî çíèêàº.

27.  Äî 1994 ðîêó çàãàëüíà ê³ëüê³ñòü çàéíÿòèõ øâèäêî ñêîðî÷óâàëàñü, íå
ñïðàâëÿþ÷è îäíàê ñóòòºâèõ çðóøåíü ó ãàëóçåâ³é ñòðóêòóð³ ïðàöþþ÷èõ.
Çãîäîì ö³ âèñîê³ òåìïè çáåð³ãëèñÿ â ïðîìèñëîâîñò³ òà áóä³âíèöòâ³, ùî
ñâ³ä÷èòü ïðî ïåâíó, õî÷à é ïàñèâíó, ðåñòðóêòóðèçàö³þ â îçíà÷åíèõ ñåêòîðàõ.
Àäàïòàö³ÿ ð³âíÿ çàéíÿòîñò³ ó ïðîìèñëîâîñò³ â ö³ëîìó â³äïîâ³äàº òåìïàì
ñêîðî÷åííÿ ïðîäóêö³¿ ïî ãàëóçÿõ, ïðîòå ç öüîãî ùå íå ìîæíà çðîáèòè
âèñíîâêó ïðî òå, ÷è ïîâåä³íêà ï³äïðèºìñòâ ñïðàâä³ çîð³ºíòîâàíà íà
ì³í³ì³çàö³þ ¿õí³õ âèòðàò. Ó âàæê³é ïðîìèñëîâîñò³ íàòîì³ñòü, ïîïðè
çìåíøåííÿ îáñÿã³â ïðîäóêö³¿, çáåð³ãñÿ âèñîêèé â³äíîñíèé ð³âåíü çàéíÿòîñò³.
Ïîäåêóäè âîíà çðîñëà íàâ³òü â àáñîëþòíîìó âèì³ð³, ùî º íàñë³äêîì íàäàííÿ
êðåäèò³â òà ñóáñèä³é ç áîêó äåðæàâè. Ð³âåíü çàðïëàò ïîñòóïîâî ïî÷èíàº
óçãîäæóâàòèñÿ ç ïîïèòîì íà ðîáî÷ó ñèëó. Ïåâíó ðîëü òóò â³ä³ãðàþòü
áþäæåòí³ îáìåæåííÿ, ùî ìàþòü ð³çíèé ñòóï³íü æîðñòêîñò³ ïî îêðåìèõ
ãàëóçÿõ.

28.  Ïðèâàòíèé ñåêòîð, ÿê éîãî ïðåäñòàâëÿº îô³ö³éíà ñòàòèñòèêà, äîñ³ íå ñòâîðèâ
äîñòàòí³õ ïîòóæíîñòåé äëÿ ïðàöåâëàøòóâàííÿ ïðàö³âíèê³â, ùî âèâ³ëüíÿþòüñÿ
ç äåðæàâíèõ ï³äïðèºìñòâ. ×àñòêà íåäåðæàâíîãî ñåêòîðó â çàãàëüí³é ê³ëüêîñò³
çàéíÿòèõ õî÷à é ïîì³òíî çðîñëà, îäíàê äàëåêî íå çà ðàõóíîê íîâèõ ïðèâàòíèõ
ï³äïðèºìñòâ, ÿê³ äîñ³ íå ïåðåòâîðèëèñÿ íà ìîòîð çðîñòàííÿ çàéíÿòîñò³.
Ï³äïðèºìñòâà íåäåðæàâíî¿ ôîðìè âëàñíîñò³ (àêö³îíåðí³ òîâàðèñòâà), ùî
âèíèêàþòü ó ïðîöåñ³ ïðèâàòèçàö³¿, çà äàíèìè îïèòóâàíü çäåá³ëüøîãî
óòðèìóþòüñÿ â³ä çâ³ëüíåíü íàäëèøêîâî¿ ðîáî÷î¿ ñèëè. Òàê ñàìî íåìàº
ñâ³ä÷åíü áóäü-ùî ñòð³ìêîãî çðîñòàííÿ ð³âíÿ çàéíÿòîñò³ íà öèõ ï³äïðèºìñòâàõ.
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29.  Ç³ ñòàòèñòèêè çâ³ëüíåíü òà ïðàöåâëàøòóâàíü ìîæíà íà ïåðøèé ïîãëÿä
çðîáèòè âèñíîâîê ïðî íåñïîä³âàíî âèñîêèé ð³âåíü ìîá³ëüíîñò³ ðîáî÷î¿ ñèëè.
Îäíàê ÷àñò³ çì³íè ðîáîòè ïîâíÿçàí³ íå ç ë³êâ³äàö³ºþ ñòàðèõ ³ ñòâîðåííÿì
íîâèõ ðîáî÷èõ ì³ñöü â ïðîöåñ³ ðåñòðóêòóðèçàö³¿, à º ëèøå êîëèâàííÿì â
ìåæàõ ³ñíóþ÷î¿ ñòðóêòóðè ðèíêó ïðàö³. ×³òêîãî óÿâëåííÿ ïðî ÷èííèêè öüîãî
ïðîöåñó íàÿâíà ñòàòèñòèêà, íà æàëü, íå äàº. Ìîæíà îäíàê çðîáèòè
ïðèïóùåííÿ, ùî ³ ï³äïðèºìö³, ³ ïðàö³âíèêè ïîêè ùî ðîçðàõîâóþòü íà
ïðàãíåííÿ äåðæàâè ç ñîö³àëüíèõ ì³ðêóâàíü óíèêíóòè ñòð³ìêîãî çðîñòàííÿ
â³äêðèòîãî áåçðîá³òòÿ. Òîìó ïðàö³âíèêè îö³íþþòü ðèçèê ìîæëèâîãî
áåçðîá³òòÿ â ðàç³ çì³íè ì³ñöÿ ðîáîòè ñêîð³ø çà âñå ÿê íèçüêèé, òàê ñàìî ÿê
ï³äïðèºìñòâà ç³ ñâîãî áîêó âèõîäÿòü ç òîãî, ùî äåðæàâà é íàäàë³
ï³äòðèìóâàòèìå ¿õ íåïðÿìèìè ñóáñèä³ÿìè.

30.  Áåçðîá³òòÿ â Óêðà¿í³ ³ñíóº, çà íåäîñòàòíüî íàä³éíèìè îô³ö³éíèìè äàíèìè,
ëèøå ç 1995 ðîêó. Ïðîòÿãîì íàñòóïíèõ ðîê³â âîíî çðîñòàëî äîñèòü øâèäêî.
Îïèòóâàííÿ äîìàøí³õ ãîñïîäàðñòâ çà ìåòîäîëîã³ºþ ÌÎÏ ñâ³ä÷àòü ïðî
âèñîêèé ð³âåíü áåçðîá³òòÿ, ùî 1999 ð. çð³ñ äî 15%. Âîäíî÷àñ ê³ëüê³ñòü
âàêàíñ³é ñêîðîòèëàñÿ ³ ç 1996 ð. çáåð³ãàºòüñÿ íà âêðàé íèçüêîìó ð³âí³.
Áåçðîá³òòþ ïðèòàìàíí³ ðåã³îíàëüí³ ðîçá³æíîñò³, ùî â³ääçåðêàëþþòü
îñîáëèâîñò³ åêîíîì³÷íîãî ðîçâèòêó îêðåìèõ îáëàñòåé. Íàéâèùèé éîãî ð³âåíü
çàô³êñîâàíî çîâñ³ì íå â ñõ³äíèõ îáëàñòÿõ, äå ç îãëÿäó íà çàñòàð³ëó ïðîìèñëîâó
ñòðóêòóðó òà ïðîâ³äíå ì³ñöå âàæêèõ ãàëóçåé ìîæíà áóëî á î÷³êóâàòè
íàéá³ëüøî¿ ïîòðåáè â ðåñòðóêòóðèçàö³¿. Çðåøòîþ öå ïîÿñíþºòüñÿ çâîë³êàííÿì
³ç ñòðóêòóðíîþ ðåôîðìîþ íà ñõîä³ Óêðà¿íè, çîêðåìà ó Äîíáàñ³, öåíòð³
âóã³ëüíî¿ ïðîìèñëîâîñò³. Îáìåæåí³ñòü äàíèõ ïðî ì³æðåã³îíàëüíó òðóäîâó
ì³ãðàö³þ ñâ³ä÷èòü ïðî ³ñíóâàííÿ îêðåìèõ îáëàñíèõ ðèíê³â ïðàö³ òà â³äñóòí³ñòü
ïåðåì³ùåíü ïðàö³âíèê³â ì³æ ðåã³îíàìè. Òàêèì ÷èíîì íå âèïðàâäîâóºòüñÿ
ïðèïóùåííÿ, ùî ì³æðåã³îíàëüíà ìîá³ëüí³ñòü ðîáî÷î¿ ñèëè ïåâíîþ ì³ðîþ
çíÿëà á íàïðóãó íà ðèíêó ïðàö³, êîìïåíñóâàâøè â³äñóòí³ñòü âïëèâ³â íà
çàéíÿò³ñòü ç áîêó ïðèâàòíîãî ñåêòîðà, ùî íàäòî ïîâ³ëüíî ðîçâèâàºòüñÿ.

31.  Ðèíîê ïðàö³ â Óêðà¿í³ ìàº íèçüêó ñïðîìîæí³ñòü ðå³íòå´ðàö³¿ áåçðîá³òíèõ äî
ñôåðè ïðàöþþ÷èõ. Á³ëüø í³æ 40% áåçðîá³òíèõ ìàþòü öåé ñòàòóñ äîñèòü
òðèâàëèé ÷àñ (ïîíàä 12 ì³ñÿö³â), ñåðåä æ³íîê öåé ïîêàçíèê íàâ³òü ùå âèùèé.
Ðàçîì ç âèñîêèì ð³âíåì áåçðîá³òòÿ ñåðåä ìîëîä³ öå êèäàº íàéïîòóæí³øèé
âèêëèê ïîë³òèö³ çàéíÿòîñò³, àäæå çà äîñâ³äîì ðîçâèíåíèõ ïðîìèñëîâèõ êðà¿í
áåçðîá³òòÿ íàáóâàº óñòàëåíîñò³ ñàìå çà âèñîêî¿ ÷àñòêè òðèâàëèõ áåçðîá³òíèõ.

32.  ²íñòèòóö³éí³ óìîâè ðèíêó ïðàö³ ïîòðåáóþòü ïîäàëüøîãî ðåôîðìóâàííÿ. Äîñ³
÷èííèì º êîäåêñ çàêîí³â ïðî ïðàöþ 1972 ð., ùî äîçâîëÿº, íàïðèêëàä,
ïðàöåâëàøòóâàííÿ áåç ³íäèâ³äóàëüíèõ òðóäîâèõ äîãîâîð³â - âîíè íàðàç³ º
ñêîð³ø âèíÿòêîì. Ìîæëèâ³ñòü â³äñòîÿòè ñâî¿ ïðàâà â ðàç³ êîíôë³êò³â ç
àäì³í³ñòðàö³ºþ ó ïðàö³âíèê³â äóæå îáìåæåíà. Â ïðàêòèö³ ïðàöåâëàøòóâàííÿ
ï³äïðèºìñòâà âåëèêîþ ì³ðîþ âðàõîâóþòü ñîö³àëüí³ ì³ðêóâàííÿ, à òîìó ùå íå
çäàòí³ ö³ëêîì ïîçáóòèñÿ çàéâî¿ ðîáî÷î¿ ñèëè. Âîíè âèêîðèñòîâóþòü çãàäàí³
âèùå ôîðìè àëüòåðíàòèâíîãî Ñïðèñòîñóâàííÿì äëÿ òîãî, ùîá âèêîíàòè
âèìîãó âèïëàòè òðüîõì³ñÿ÷íî¿ çàðïëàòè â ðàç³ çâ³ëüíåííÿ ïðàö³âíèêà.
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Ãðîøîâà äîïîìîãà ïî áåçðîá³òòþ, çàïðîâàäæåíà â ðàìêàõ ïîë³òèêè
çàéíÿòîñò³, ç îãëÿäó íà ñòðîê òà ðîçì³ð íå º äîñòàòíüîþ, ùîá çàáåçïå÷èòè
ì³í³ìàëüíèé ð³âåíü ³ñíóâàííÿ, îñîáëèâî ó âèïàäêó òðèâàëîãî áåçðîá³òòÿ.
Òîìó âîíà íå º çàì³ííèêîì çàðîá³òíî¿ ïëàòè, ùî ì³ã áè ðîçãëÿäàòèñÿ ÿê ìîòèâ
â³äìîâè â³ä ïîøóê³â íîâî¿ ðîáîòè. Ô³íàíñóâàííÿ äîïîìîãè ïî áåçðîá³òòþ â
óìîâàõ éîãî ïîñò³éíîãî çðîñòàííÿ ïîãëèíàº ëåâîâó ÷àñòêó é áåç òîãî
íåâåëèêèõ ðåñóðñ³â äåðæàâíîãî ôîíäó çàéíÿòîñò³. Ó ï³äñóìêó, àêòèâíà
ïîë³òèêà çàéíÿòîñò³ ùå íå â³ä³ãðàº â Óêðà¿í³ áóäü-ùî ïîì³òíî¿ ðîë³.

33.  Íàéâàæëèâ³øîþ ïåðåäóìîâîþ äëÿ çàïðîâàäæåííÿ òàêî¿ ïîë³òèêè º â ïåðøó
÷åðãó ñòðóêòóðí³ òà ³íñòèòóö³îíàëüí³ ðåôîðìè, çîêðåìà, âäîñêîíàëåííÿ
³íôðàñòðóêòóðè òà ñïðèÿííÿ ³íâåñòèö³ÿì, ùî óìîæëèâëþþòü ñòâîðåííÿ íîâèõ
ðîáî÷èõ ì³ñöü. Ç òî÷êè çîðó ñïðèÿííÿ çàéíÿòîñò³ âèð³øàëüíîãî çíà÷åííÿ
íàáóâàº ë³êâ³äàö³ÿ àäì³í³ñòðàòèâíèõ ïåðåøêîä, ÿêà äî òîãî æ íå ïîòðåáóº
âåëèêèõ âèòðàò. Ïîðÿä ç öèì àêòèâíà ïîë³òèêà çàéíÿòîñò³ ïåðåäáà÷àº
ïîñò³éíó ïåðåêâàë³ô³êàö³þ áåçðîá³òíèõ, ï³äòðèìêó ìàëèõ ï³äïðèºìñòâ òà,
ìîæëèâî, ðåàë³çàö³þ êîðîñòêîñòðîêîâèõ ñóñï³ëüíèõ ïðîãðàì çàéíÿòîñò³. Ó
ñïåö³àëüíîìó äîñë³äæåíí³ ïðîáëåì çàéíÿòîñò³ Óêðà¿íè Â³òòêîâñüêèé
ïðîïîíóº êîìïëåêñíèé ï³äõ³ä, ÿêèé ïîëÿãàº ó ïðèñòîñóâàíí³ ïîë³òèêè
çàéíÿòîñò³ äî êîíêðåòíèõ ö³ëüîâèõ ãðóï ÷åðåç çëó÷åííÿ ¿¿ çì³ñòó ç ïîòðåáàìè
ðåã³îí³â òà çàïðîâàäæåííÿ ³íñòèòóö³îíàëüíèõ çì³í. Öåé ï³äõ³ä ³ íà íàøó äóìêó
ñïðèÿòèìå á³ëüø åôåêòèâíîìó âèêîðèñòàííþ ðîáî÷î¿ ñèëè.


